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(9. Aussdiuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSÜ, FDP, DP, 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wedle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2255 — in der aus der anlie- 
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzuaMhinen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Eingaben und 
Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 22. Juni 1957 


Der Ausschuß für Beamtenrecht 

Dr. Kleindinst Kortmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


“'■J folgt unter zu Drudesache 3643 


Drude: Bonner UnlversltAte-Budulrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
SbelniaiUee 20, T^eCon asoa 



Zusammens t el 1 un g 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, DA ein- 
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen 
- Drud^sadie 2255 - 

mit den Beschlüssen des Aussdiusses für Beamtenredit 
(9. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 


Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 


Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) wird wie 
folgt geändert und ergänzt; 

01. In der Übersicht wird in Abschnitt II 
^ Unterabschnitt 2 folgender neuer Titel c 
eingefügt: 

„c) Ausscheiden aus 

der Unterbringung §§ 24 — 24 P. 

Die bisherigen Titel c und d werden die 
Titel d und e. 
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Entwurf 


l.§ 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 und in Ab- 
satz 2 Satz 1 treten an die Stelle der 
Worte „31. März 1951“ die Worte 
„31. Dezember 1952“; 

b) in Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
werden hinter dem Wort „oder“ die 
Worte „nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Personen, 
die aus politischen Gründen in Gebie- 
ten außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins (West) in 
Gewahrsam genommen wurden, vom 
6. August 1955 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 498) einem solchen Gleichzubehan- 
delnder oder“ eingefügt; 

c) in Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c 
tritt an die Stelle der Worte „das 
Ausland^^ der Satzteil „ein Gebiet^ das 
nach 5 SO als Ausland anzusehen ist,^' 
und an die Stelle der Worte „dem 
Ausland'' der Satzteil „einem Gebiet, 
das nach f 80 als Ausland anzusehen 
istß'; 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

02. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 werden hinter dem 
Wort „waren“ die Worte „oder nach 
dem Zweiten Gesetz zur Regelung 
von Fragen der Staatsangehörigkeit 
vom 17. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 431) die deutsche Staatsangehörig- 
keit wieder erwerben,“ eingefügt; 

b) es wird folgende Nummer 6 einge- 
fügt: 

„6. die in den Dienst eines ausländi- 
sdien Staates eingetreten sind 
oder eintreten“; 

c) es wird folgender Satz angefügt: 

„Die oberste Dienstbehörde (§ 60) 
kann Ausnahmen von Nummer 6 zu- 
lassen.“ 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nummer 1 treten an die 
Stelle der Worte „31. März 1951“ die 
Worte „31. Dezember 1952“; 


b) in Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
werden hinter dem Wort „oder“ die 
Worte „als nach § 9 Abs. 1 des 
Häftlingshilfegesetzes einem solchen 
Gleichzubehandelnder oder“ einge- 
fügt; 


c) Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c 

erhält folgenden Wortlaut: 

„c) im Ansdiluß an die Rückkehr aus 
fremden Staaten, wenn sie vor 
Ablauf des 8. Mai 1945 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Auf ent- 
halt aus dem Reidisgebiet in sei- 
nen jeweiligen Grenzen in jetziges 
Ausland verlegt hatten oder vor 
oder nadi diesem Zeitpunkt im 
Zuge der allgemeinen Vertrei- 
bungsmaßnahmen, insbesondere 
Ausweisung oder Fludit, aus dem 
Reidisgebiet oder den nadi dem 
31. Dezember 1937 angeglieder- 
ten Gebieten in jetziges Ausland 
gelangt waren.“; 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


d) in Absatz 3 treten an die Stelle des 
Satzes 2 folgende Sätze 2 bis 4: 

y,F amilienzusammenführung liegt vor^ 
wenn der Zuziehende nicht in häus- 
licher Gemeinschaft mit dem Ehegat- 
ten, Verwandten gerader Linie oder 
der Seitenlinie bis zum zweiten Grade, 
Adoptiv-, Stief- oder Pflegekindern 
sowie Schwiegerkindern, deren Ehe- 
gatte verstorben ist, lebt und erst 
durch den Zuzug Betreuung in einer 
Familiengemeinschaft erhält. Lebte 
der Zuziehende in häuslicher Ge- 
meinschaft mit einem der vor- 
stehend bezeichneten Angehörigen, 
so steht dies einer Familienzusam- 
menführung nicht entgegen, wenn 
der ihn bisher Betreuende infolge kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechlich- 
keit dazu nicht mehr imstande ist. 
Aufnahme in die Familiengemein- 
schaft ist die Aufnahme durw einen 
der in Satz 2 bezeichneten Angehöri- 
gen, und zwar durch an Kindes Statt 
Angenommene oder Stief- oder 


d) in Absatz 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Ausland im Sinne von Satz 1 Num- 
mer 2 Buchstabe c ist das Gebiet, das 
nach §80 nicht als Reichsgebiet gilt.^; 

e) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Den in Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1 bezeichneten Personen können 
solche unter die §§ 1 oder 2 fallen- 
den Personen durch die oberste 
Dienstbehörde (§ 60) gleichgestellt 
werden, die nach dem 31. Dezember 
1952 im Bundesgebiet ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt ge- 
nommen haben und 

1. nach dem 8. Mai 1945 aus dem 
Bundesgebiet auf Grund von 
Maßnahmen ausländischer Mächte, 
denen sie sidi ohne Gefährdung 
ihrer Person oder Freiheit nicht 
entziehen konnten, zu einer nicht- 
militärischen Dienstleistung außer- 
halb des Bundesgebietes verpflich- 
tet wurden oder 

2, als Sowjetzonenflüditlinge nach § 3 
des Bundesvertriebenengesetzes an- 
erkannt worden sind.*^; 

d) ent fällt hier 

siehe Nr. 1 a (§ 4b) 
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Pflegekinder, sofern der Aufnih- 
meruie früher mit dem “Zuziehenden 
in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
hatte,'* 

f) Absatz 3 wird gestrichen. Es wird 
folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

»(3) Hinterbliebene, die nadh dem 
31. Dezember 1952 im Bundesgebiet 
ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt genommen haben, kön- 
nen Rechte auf Versorgung auch datm 
geltend machen, wenn der Verstor- 
bene die Voraussetzuf^en des Ab- 
satzes 1 oder 2 erfüllte." 


1 a. Hinter § 4 werden folgende §§ 4 a und 
^ 4 b eingefügt: 

»§ 4 a 

Den unter die §§ 1 oder 2 fallei^den 
Personen, die im Falle der Rückkehr 
{% 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c) 
Rechte nach Kapitel I dieses Gesetzes 
geltend machen könnten, sowie ihren 
Hinterbliebenen kann die oberste 
Dienstbehörde (§ 60) mit Zustimmung 
des Bundesministers des Innern von 
dem Erfordernis der Begründung eines 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthal- 
tes im Bundesgebiet auf Zeit oder auf 
Dauer Befreiung gewähren. § 159 des 
Bundesbeamtengesetzes bleibt unbe- 
rührt. 

siehe Nr. 1 Buchstabe d § 4 b 

(1) Solchen unter die §$ 1 oder 2 fal- 
lenden Personen, die nach dem in $ 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Zeit- 
punkt und ohne Vorliegen der Voraus- 
setzungen des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
oder Abs. 2, 3, aber im Wege der Fami- 
lienzusammenführung im Bundesgebiet 
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt begründet haben, kann die oberste 
Dienstl^örde ($ 60) an Stelle der nach 
diesem Gesetz im Falle der Erfüllung 
der genannten Voraussetzungen zu ge- 
währenden Versorgungsbezüge dnen 
Unterhaltsbeitrag bewilligen. 

(2) Familienzusammenführung im 
Sinne des Absatzes 1 liegt nur vor, 
wenn der Zuziehende im Zeitpunkt des 
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Besch lüssedes 9. Ausschusses 


Wegzuges von dem bisherigen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthaltsort 
außerhalb des Bundesgebietes 

a) das siebzigste Lebensjahr vollendet 
hatte oder infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechlichkeit ohne War- 
tung und Pflege nicht bestehen 
konnte, 

b) nicht in häuslicher Gemeinschaft mit 
dem Ehegatten oder einer Person 
lebte, die zu den Verwandten gerader 

' Linie oder der Seitenlinie bis zum 
zweiten Grade, Stief- oder Pflegekin- 
dern, an Kindes Statt Angenomme- 
nen oder Schwiegerkindern gehörte, 
oder der ihn bisher Betreuende das 
siebzigste Lebensjahr vollendet hatte 
oder infolge eigener körperlicher 
oder geistiger Gebrechlichkeit zu der 
Betreuung außerstande war oder 
wegen Übersiedlung in das Bundes- 
gebiet infolge Verheiratung nicht län- 
ger ausüben konnte, und 

c) die fehlende Betreuung durch Auf- 
nahme in die Familiengemeinschaft 
eines der unter Buchstabe b bezeich- 
neten Angehörigen im Bundesgebiet 
erhält. 

Der Aufnehmende muß die in § 4 
Abs. 1 oder 2 bezeichneten Vorausset- 
zungen erfüllen, es sei denn, daß er den 
Zuziehenden an dessen bisherigem 
Wohnsitz oder dauerndem Aufenthalt 
betreut hat und infolge Verheiratung 
in das Bundesgebiet übergesiedelt ist. 
Eine Aufnahme durch Stief- oder 
Pflegekinder oder an Kindes Statt An- 
genommene kommt nur in Betracht, 
wenn sie vor Vollendung des achtzehn- 
ten Lebensjahres mit dem Zuziehenden 
in häuslicher Gemeinschaft gelebt hat- 
ten. 

(3) Als Unterhaltsbeitrag wird der 
bei Erfüllung der Voraussetzungen des 
§ 4 Abs. 1 oder 2 zustehende Versor- 
gungsbezug bis zu dreihundert Deutsdie 
Mark monatlich voll, darüber hinaus in 
Höhe von fünfundsiebzig vom Hun- 
dert des Mehrbetrages gewährt. Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen werden insoweit auf den Unter- 
halt^beitrag angerechnet, als sie auf Zei- 
ten entfallen, die bei der Bemessung des 
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2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden hinter 
dem Wort „sind‘‘ die Worte einge^ 
fügt „oder die Dienstunfähigkeit 
durch eine ohne grobes Verschulden 
eingetretene Schädigung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 des Bundesversorgungsge- 
setzes verursacht ist“; 

b) in Absatz 1 Nummer 2 werden die 
Worte „des § 106 des Bundesbeamten- 
gesetzes“ durch die Worte „der Num- 
mer 1“ ersetzt. 

3. In § 6 Abs. 2 werden vor dem Wort 
„dienstunfähig“ die Worte eingefügt 
„oder infolge einer ohne grobes Ver- 
schulden eingetretenen Schädigung im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes“. 

4. In § 7 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 tritt an Stelle des 
Wortes „kann"' das Wort „ist" und an 
Stelle der Worte „eingeleitet und 
durchgeführt werden" die Worte 
„einzuleiten und durchzuführen" ; 

b) in Absatz 1 wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

„Auf Beamte zur Wiederverwendung 
und frühere Beamte, denen Über- 
gangsgehalt zusteht, findet §11 Abs. 1 
der Bundesdisziplinarordnung mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Ver- 
sagung des Aufsteigens im Gehalt ent- 
fielt und an die Stelle der Entfernung 
aus dem Dienst die Aberkennung der 
Rechte aus diesem Gesetz tritt," 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

dem Unterhaltsbeitrag zugrunde zu 
legenden Versorgungsbezuges als ruhe- 
gehaltfähig berücksiditigt werden und 
nicht auf freiwilligen Beiträgen be- 
ruhen. 

(4) Nach dem Ableben des Empfän- 
gers eines Unterhaltsbeitrages kann sei- 
nen Hinterbliebenen, die im Bundes- 
gebiet ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt haben, einUnterhaltsbeitrag 
nach Maßgabe des Absatzes 3 bewilligt 
werden,“ 

2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert; 

a) In Nummer 1 werden hinter dem 
Wort „sind“ die Worte eingefügt 
„oder die Dienstunfähigkeit durdi 
eine ohne grobes Verschulden einge- 
tretene Schädigung im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes 
verursacht ist“; 

b) in Nummer 2 werden die Worte „des 
§ 106 des Bundesbeamtengesetzes“ 
durch die Worte „der Nummer 1“ 
ersetzt. 

3. In § 6 Abs. 2 werden vor dem Wort 

^ „dienstunfähig“ die Worte „oder 

infolge einer ohne grobes Verschulden 
eingetretenen Schädigung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 des Bundesversorgungs- 
gesetzes“ eingefügt. 

4. unverändert 

♦ 

5. § 9 erhält folgenden Wortlaut; 

♦ 

4 9 

(1) Gegen einen Beamten zur Wie- 
derverwendung, einen Ruhestandsbe- 
amten oder einen früheren Beamten, 
der vor oder nach dem 8. Mai 1945 ein 
Dienstvergehen oder eine als Dienstver- 
gehen geltende Handlung begangen hat, 
wegen deren die Entfernung aus dem 
Dienst oder der Verlust des Ruhegehalts 
gerechtfertigt wäre, ist das förmliche 
Disziplinarverfahren mit dem Ziel der 
Aberkennung der Rechte aus diesem 
Gesetz nach den Vorschriften der Bun- 
desdisziplinarordnung einzuleiten und 
durchzuführen. Gegen einen Beamten 
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Entwurf 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; in 
ihm werden die Worte „mit Versor- 
gungsbezügen*' durch die Worte „mit 
Anspruch auf Versorgung$bezüge*‘ 
ersetzt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

zur Wiederverwendung oder einen an 
der Unterbringung teilnehmenden frü- 
heren Beamten kann das Verfahren 
wegen eines minder sdiweren Dienst- 
vergehens mit dem Ziel eingeleitet und 
durchgeführt werden, daß sich die 
Rechte aus diesem Gesetz nach einem 
Amt derselben Laufbahn mit geringe- 
rem Endgrundgehalt richten oder das 
Übergangsgehalt gekürzt wird; die 
die §§ 7 und 7 c Satz 1 der Bundes- 
disziplinarordnung finden entsprechende 
Anwendung. Gegen Ruhestandsbeamte 
und frühere Beamte mit Anspruch auf 
Versorgung in Höhe des Ruhegehalts 
finden die Vorschriften der §§ 4 und 9 
der Bundesdisziplinarordnung uneinge- 
schränkt Anwendung. 

(2) Die Einleitung und Durchführung 
des Disziplinarverfahrens regelt der 
Bundesminister des Innern durch Rechts- 
verordnung. Er kann die Befugnisse als 
Einleitungsbehörde und oberste Dienst- 
behörde im Sinne der Bundesdisziplinar- 
ordnung auf andere Behörden übertra- 
gen, auf Landesbehörden insoweit, als 
clies durch Verwaltungsabkommen zu- 
gelassen ist.“ 

5 a. § 10 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

4 10 

(1) Für Beamte zur Wiederverwen- 
dung gelten die §§ 48 bis 51, 52 Abs. 2, 
53, 54 Satz 3 und 77 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes und, soweit in diesem 
Gesetz nicht anderes bestimmt ist, § 30 
Abs. 1 und 2 Halbsatz 1 sowie der § 34 
des Bundesbeamtengesetzes mit der 
Maßgabe entsprechend, daß die Entlas- 
sung durch die oberste Dienstbehörde 
(§ 60) erfolgt und mit dem Ende des 
Monats, in dem sie dem Beamten zur 
Wiederverwendung schriftlich mitgeteilt 
worden ist, wirksam wird. 

(2) Auf die an der Unterbringung 
teilnehmenden früheren Beamten auf 
Widerruf finden die in Absatz 1 be- 
zeichneten Vorschriften sinngemäß An- 
wendung; an die Stelle der Entlassung 
aus dem Beamtenverhältnis tritt die 
Entlassung aus der Teilnahme an der 
Unterbringung, und zwar, soweit An- 
spruch auf Übergangsgehalt und Ver- 
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6. In § 12 Abs. 1 tritt an die Stelle des 
Punktes ein Semikolon und dahinter fol- 
gender Halbsatz: 

„im Bereich der Verwaltung des Bundes- 
ministers für Verteidigung beträgt der 
Pflichtanteil mindestens fünfundsiebzig 
vom Hundert.^* 


7. In § 13 wird folgender neuer Satz 2 an- 
gefügt: 

„Im Bereich der Verwaltung des Bundes- 
ministers für Verteidigung muß dieser 
Anteil mindestens weitere fünfzig vom 
Hundert betragen'' 
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sorgung besteht und in diesem Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, unter Er- 
lösdien dieses Anspruches. 

(3) Für Beamte zur Wiederverwen- 
dung, Ruhestandsbeamte und frühere 
Beamte gelten die §§ 61, 62, 70, 71 und 
90 des Bundesbeamtengesetzes, für 
Ruhestandsbeamte und frühere Beamte 
mit Versorgungsbezügen auch § 77 
Abs. 2 des genannten Gesetzes ent- 
sprechend. 

(4) Beamte zur Wiederverwendung 
dürfen, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist, die ihnen zu- 
stehende Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz „zur Wiederverwendung (z. 
Wv.)“ führen, ehemalige Wehrmacht- 
beamte statt dessen mit dem Zusatz 
„außer Dienst (a. D.)“. Für Ruhestands- 
beamte und entlassene Beamte gilt § 81 
Abs. 3 und 4 des Bundesbeamtengeset- 
zes entsprechend.“ 

5 b. In § 11 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl 

^ „23“ durch die Worte „24 f“ ersetzt. 

6. § 12 wi»*d wie folgt geändert; 

^ a) ln Absatz 1 Satz 1 tritt an die Stelle 
des Punktes ein Komma; dahinter 
werden folgende Worte eingefügt; 
„im Bereich der Verwaltung des Bun- 
ministers für Verteidigung minde- 
stens fünfundsiebzig vom Hundert.“; 

b) in Absatz 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: „Wird ein an der Unterbrin- 
gung teilnehmender Beamter zur 
Wiederverwendung oder früherer Be- 
amter auf Widerruf, der gemäß § 20 
beschäftigt ist, nacJi § 10 Abs. 1 
oder 2 entlassen, so bleibt er bei die- 
sem Dienstherrn, solange er weiter- 
beschäftigt wird, anrechenbar.“ 

7. In § 13 werden folgende Sätze ange- 

♦ fügt: 

„Im Bereich der Verwaltung des Bun- 
desministers für Verteidigung müssen 
im Rechnungsjahr 1957 mindestens 
siebzig vom Hundert, im Rechnungs- 
jahr 1958 mindestens fünfzig vom Hun- 
dert und im Rechnungsjahr 1959 minde- 
stens vierzig vom Hundert der Gesamt- 
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In § 14 Abs. 2 werden folgende Sätze 2 
bis 4 angefügt: 

„Ist der Pflichtanteil mindestens zur 
Hälfte erfüllt, so entfällt der für das 
Haushaltsjahr geschuldete Ausgleichsbe- 
trag, wenn der Dienstherr in diesem Zeit- 
raum die Erfüllung des Pflichtanteils ge- 
genüber dem Stande zu Beginn des Haus- 
haltsjahres um mindestens drei vom Hun- 
dert, und zwar auch bei den Aufwen- 
dungen für die Beförderungsstellen aller 
Laufbahngruppen insgesamt verbessert 
hat; hierbei sind die im Laufe des Haus- 
haltsjahres ausgeschiedenen Unterbrin- 
gungsteilnehmer oder sonstigen auf den 
Pflichtanteil anrechenbaren Personen 
von dem Erfüllungsstand zu Beginn des 
Haushaltsjahres abzusetzen. Der Aus- 
gleichsbetrag verringert sich auf die 
Hälfte, falls die Verbesserung (Satz 2) 
mindestens zwei vom Hundert beträgt. 
Von dem Erfordernis der Verbesserung 
auch bei den Aufwendungen für die Be- 
förderungsstellen kann die Bundesaus- 
gleichsstelle (§25) in besonderen Aus- 
nahmefällen Befreiung gewähren.'' 

9. /rz § 16 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Ist der Pflichtanteil (§13) minde- 
stens zu einem Drittel erfüllt, so entfällt 
die Anwendung des Absatzes 2, Die Zu- 
stimmung zur anderweitigen Besetzung 
darf für jede dritte Stelle und, wenn der 
Pflichtanteil zur Hälfte erfüllt ist, für 
jede zweite Stelle erteilt werden. Ist der 
Pflichtanteil zu Dreiviertel erfüllt, so 
darf die Zustimmung zur anderweitigen 
Besetzung für jeweils zwei Stellen gege- 
ben werden, während jede dritte Stelle 
der Unterbringung Vorbehalten bleibt. 
Die Zustimmung ist in der Regel nicht zu 
versagen". 
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zahl der besetzten Planstellen mit den 
in Satz 1 erwähnten Beamten besetzt 
sein. § 12 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre- 
chend.“ 

8. § 14 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

„(2) Besetzt ein anderer Dienstherr, 
der den Pflichtanteil (§ 12) nicht er- 
füllt, nicht mindestens ein Drittel der 
im Laufe des Rechnungsjahres außer- 
halb des Bereichs der Mangelberufe 
(Satz 2) freiwerdenden oder neuge- 
schaffenen Beamtenplanstellen oder 
Stellen für Angestellte mit an der Un- 
terbringung teilnehmenden oder auf 
den Pflichtanteil anrechenbaren Perso- 
nen, so gilt § 17 Abs. 1. Mangelberufe 
im Sinne des Satzes 1 sind solche Lauf- 
bahnen oder Berufsgruppen des öffent- 
lichen Dienstes oder Teile von ihnen, 
für die die Bundesausgleichsstelle (§ 25) 
allgemein auf Zeit oder Dauer das Feh- 
len geeigneter Bewerber aus dem Kreis 
der an der Unterbringung teilneh- 
menden oder auf die Pflichtanteile an- 
rechenbaren Personen feststellt.“ 


9. § 16 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

4 

(1) Ist der Pflichtanteil nach § 13 noch 
nicht zur Hälfte erfüllt, so darf jede 
dritte Planstelle, ist er zur Hälfte er- 
füllt, jede zweite Planstelle anderwei- 
tig besetzt werden. Ist der Pflichtanteil 
zu Dreivierteln erfüllt, so können 
zwei von drei Planstellen anderweitig 
besetzt werden. 

(2) Planstellen in einer zum Mangel- 
beruf (§ 14 Abs. 2) erklärten Laufbahn 
dürfen anderweitig besetzt werden.“ 

9 a. In § 17 wird der bisher einzige Absatz 
^ Absatz 2. Es wird folgender neuer Ab- 
satz 1 eingefügt: 

„(1) In den Fällen des § 14 Abs. 2 
Satz 1 hat der Dienstherr einen Betrag 
in Höhe eines Drittels des Besoldungs- 
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10. Hinter § 18 wird folgender neuer § 18 a 
eingefügt: 

»§ 18 a 

(1) Hat ein anderer Dienstherr als der 
Bund oder eine bundesunmittelbare Kör- 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts den Pflichtanteil nach 
§13 erfüllt und dabei wenigstens zehn 
vom Hundert der Beförderungsstellen 
einer Laufbahngruppe mit Unterbrin- 
gungsteilnehmern oder sonstigen auf den 
Pflichtanteil anrechenbaren Personen be- 
setzt, so kann ihm ein Zuschuß zur Er- 
richtung von künftig umzuwandelnden 
oder wegfallenden Stellen (ku- oder kw- 
S teilen) in dieser Laufbahngruppe zwecks 
endgültiger Unterbringung 19) von 
Unterbringungsteilnehmern gewährt wer- 
den; diese Planstellen sind an die Person 
zu binden. In besonderen Ausnahmefäl- 
len kann der Zuschuß auch bei Unterbrin- 
gung in dem nächstniedrigeren Amt der 
früheren oder einer gleichwertigen Lauf- 
bahn bewilligt werden, wenn der Dienst- 
herr die Dienstbezüge des höheren Am- 
tes oder eine unwiderrufliche und ruhe- 
gehaltfähige Zulage zur Erreichung der 
Dienstbezüge, wie sie bei entsprechender 
Wiederverwendung zustehen würden, ge- 
währt; war das frühere Amt 19) mit 
einem Einzelgehalt (Reichsbesoldungs- 
ordnung B) ausgestattet, so tritt an die 
Stelle der nächst niedrigeren Besoldungs- 
gruppe die Besoldungsgruppe Ala. 

(2) Der Zuschuß darf das dem Unter- 
bringungsteilnehmer zustehende Über- 
gangsgehalt nicht übersteigen. Über die 
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und Vergütungsaufwandes der dort be- 
zeidineten freigewordenen oder neuge- 
schaffenen Planstellen (Stellen) zu zah- 
len. Dieser Betrag ist audi in den fol- 
genden Rechnungsjahren zu leisten, bis 
der in der Unterbringung entstandene 
Ausfall durch Besetzung einer gleichen 
Zahl anderer Planstellen (Stellen) mit 
an der Unterbringung teilnehmenden 
oder auf den Pflichtanteil (§ 12) an- 
rechenbaren Personen ausgegliclien wor^ 
den oder der Pflichtanteil erfüllt ist.“ 

9 b. In § 18 werden die Worte „Ausgleichs- 
^ betrage und die“ gestrichen. 

10. Hinter § 18 werden folgende §§ 18 a 
^ und 18 b eingefügt: 

„§ 18 a 

(1) Anderen Dienstherren (§ 11) als 
dem Bund kann zur Schaffung künftig 
umzuwandelnder oder wegfallender 
Planstellen zwecks endgültiger Unter- 
bringung (§ 19) von Beamten zur Wie- 
derverwendung oder früheren Beamten 
auf Widerruf, die an der Unterbringung 
teilnehmen, ein Zuschuß aus Bundes- 
mitteln zugesichert werden; diese Plan- 
stellen sind an die Person zu binden. 
Können Planstellen der nach Satz 1 er- 
forderlichen Art bei dem Dienstherrn 
nicht ausgebracht werden, so kann In 
einem solchen Falle der Zuschuß auch 
bei Verwendung des Beamten in dem 
nächstniedrigeren Amt der früheren 
oder einer gleichwertigen Laufbahn zu- 
gesichert werden, wenn der Dienstherr 
die Dienstbezüge, die bei entsprechen- 
der Wiederverwendung zustehen wür- 
den, oder eine unwiderrufliche und 
ruhegehaltfähige Zulage zur Erreichung 
dieser Dienstbezüge gewährt. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für die Ge- 
währung von Zuschüssen an Gemein- 
den (Gemeindeverbände) bis zu drei- 
tausend Einwohnern und Dienstherren 
mit weniger als fünf Beamten und An- 
gestellten (§11 Abs. 3). 


(2) Als Zuschuß zuzusichern ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen den bishe- 
rigen Dienstbezügen oder, falls diese 
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Gewährung des Zuschusses entscheidet, 
soweit sich der Bundesminister des In- 
nern die Entscheidung nicht vorbehält, 
die Bundesausgleichsstelle (§ 25); die Ent- 
scheidungen bedürfen der Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen. 


(J) Diese Regelung gilt bis zum Ablauf 
des Haushaltsjahres 1964. Anträge auf 
Gewährung eines Zuschusses sind jedoch 
nur bis zum 31. Dezember 1958 zulässig. 
Der Zuschuß bleibt für die Anwendung 
des § 12 außer Ansatz.'' 
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geringer waren als die Dienstbezüge aus 
dem Eingangsamt der für die entspre- 
chende Wiederverwendung maßgeben- 
den Laufbahngruppe zwischen den 
letztgenannten Dienstbezügen und den 
bei entsprechender Wiederverwendung 
zu gewährenden Dienstbezügen, jedoch 
nicht über den Betrag des dem Unter- 
brlngungstellnehmer zustehenden Über- 
gangsgehaltes hinaus. Über die Zu- 
sicherung des Zuschusses entscheidet der 
Bundesminister des Innern, soweit er 
seine Befugnisse nicht der Bundesaus- 
gleichsstelle (§ 25) überträgt; die Ent- 
scheidung bedarf der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen oder der 
von Ihm ermächtigten Stelle. 

(3) Anträge auf Zusicherung eines 
Zuschusses sind für Unterbringungsteil- 
nehmer, die am 1, April 1957 im öffent- 
lichen Dienst insgesamt länger als drei 
Jahre nach § 20 wiederverwendet wa- 
ren, nur bis zum 31. März 1958 zuläs- 
sig, im übrigen bis zum Ablauf des Rech- 
nungsjahres, in dem der Unterbrin- 
gungsteilnehmer die vorstehend bezelch- 
nete Dienstzeit abgeleistet hat. Der Zu- 
schuß wird bis zum Ablauf des fünften 
Rechnungsjahres, in dem er bewilligt 
worden ist, gewährt; er bleibt für die 
Anwendung des § 12 außer Ansatz. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die 
Gewährung von Zuschüssen durch son- 
stige nach Kapitel I an Stelle des Bun- 
des zuständige Träger der Versor- 
gungslast (§ 57) entsprechend. 

§ 18 b 

(1) Im Bundesdienst beschäftigte, an 

der Unterbringung teilnehmende Be- 
amte zur Wiederverwendung oder frü- 
here Beamte auf Widerruf, die insge- 
samt länger als drei Jahre, davon min- 
destens ein Jahr im Bundesdienst nach 
§ 20 wiederverwendet werden, sind 

endgültig (§19) oder entsprechend § 1 8 a 
Abs. 1 Satz 2 wiederzuverwenden. Dies 
gilt nicht, solange ein Disziplinarver- 
fahren schwebt. 

(2) Kann eine oberste Bundesbehörde 
nach ihrem pflichtgemäßen Ermessen 
in ihrem Bereich keine freie Planstelle 
zur entsprechenden Wiederverwendung 
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11. In S 19 Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„Amt'* die Worte „(§ 26 Abs. 1 Satz 2 
des Bundesbeamtengesetzes)'* eingefügt. 


12. In § 20 werden folgende Absätze 'i und 4 
angefügt: 

„(JJ Bringt der Dienstherr einen Be- 
amten, der insgesamt drei Jahre im 
öffentlichen Dienst, aber nicht in einem 
Amt seiner früheren oder einer dieser 
gleichwertigen Laufbahn wiederverwen- 
det ist, nidrt innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten nach Ablauf der drei Jahre 
in einem solchen Amt auf Lebenszeit oder 
auf Zeit unter, ohne (faj? der Beamte dies 
verschuldet hat, so ist der Beamte auf die 
Pflichtanteile dieses Dienstherrn (§§ 12, 
13) nicht mehr anrechenbar. 

(4) Der Dienstherr kann das Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis eines nidit als Be- 


eines Unterbringungsteilnehmers zur 
Verfügung stellen, so hat der Bundes- 
minister der Finanzen beim Haushalt^ 
aussdiuß des Deutschen Bundestages die 
Umwandlung einer vorhandenen Plan- 
stelle in eine Planstelle einer Besol- 
dungsgruppe mit höherem Endgrund- 
gehalt mit dem Zusatz „künftig umzu- 
wandeln in Besoldungsgruppe. . oder, 
falls die endgültige Unterbringung auf 
diese Weise nicht durchführbar ist, die 
Schafftmg einer zu^tzlichen Planstelle 
der erforderlichen Art mit dem Zusatz 
„künftig wegfallend** zu beantragen. 

11. In § 19 Abs. 1 wird folgender neuer 

^ Satz 2 eingefügt: 

„Ein Amt ist gleidiwert^, wenn es am 
8. Mai 1945 der gleichen oder ^er 
gleichwertigen Laufbahn und minde- 
stens derselben Besoldungsgruppe der 
Reichsbesoldungsordnungen A und B 
oder einer dieser Besoldungsgruppe 
entsprechenden Besoldungsgruppe an- 
derer Besoldungsordnungen angehörte 
wie das in der früheren Rechtsstellung 
beÜeidete Amt; stand in dem früheren 
Amt eine unwiderrufliche und ruhege- 
haltfähige Zulage zu, so liegt Gleiä- 
wertigkeit nur vor, wenn auch das neue 
Amt mit einer gleichen Zuk^e verbun- 
den ist oder seine Endbezüge denen des 
früheren Amtes einschließuch der da- 
maligen Zulage entsprechen.“ 

Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
die Sätze 3 und 4. 

12. In S 20 wird folgender Absatz 3 ange- 

^ fügt: 


„(3) Der Dienstherr kann das Dienst- 
oder Aribeitsverhältnis eines nicht als 
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amter auf Lebenszeit oder auf Zeit wie- 
derverwendeten Beamten nach Ablauf 
eines Jahres seit Beginn der Beschäftigung 
nur noch aus . einem von dem Beamten 
verschuldeten Grunde lösen.“ 


13. /« § 20 a Satz 1 wird das Wort ..Erhalten“ 
gestrichen und hinter dem Wort ..Wieder- 
verwendung"" das Wort ..erhalten"" ein- 
gefügt. Das Komma am Ende des ersten 
Satzteils wird durch ein Semikolon er- 
setzt; die nachfolgenden Worte ..so kann"" 
werden gestridoen und statt dessen hinter 
den Worten ..der Dienstherr"" das Wort 
..kann"" eingefügt. 


14. In ^ 22 ^ Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
wiederverwendeten Beamten nach Ab- 
lauf eines Jahres seit Beginn der ®e- 
schäftigiing nur noch aus einem von 
dem Beamten zu vertretenden Grunde 
lösen.“ 

13. § 20 a erhält folgenden Wortlaut; 

♦ 4 20 a 

Beamte zur Wiederverwendung und 
frühere Beamte auf Widerruf mit An- 
spruch aufübergangsgehait erhalten aus 
Anlaß ihrer Übernahme von dem über- 
nehmenden Dienstherrn entsprechend 
ihrer Rechtsstellung nach diesem Gesetz 
Umzugskosten und Trennungsentschä- 
digung nach den für Wartestandsbeamte 
dieses Dienstherrn geltenden Vorschrif- 
ten und in Ermangelung solcher entspre- 
chend den für die bisherigen Warte- 
standsbeamten des Bundes geltenden 
Vorschriften. Der Bund erstattet die 
Hälfte der für die ersten zwölf 
Monate gezahlten Trennungsentschä- 
digung und die Umzugskost en, wenn 
der Beamte zur Wiederverwendung 
oder frühere Beamte als Beamter 
auf Lebenszeit oder auf Zeit (§§ 19, 
20 Abs. 1 Nr. 1) oder in eine Be- 
schäftigung nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 
unwiderruflich übernommen worden 
ist, oder bei Unterbleiben der Über- 
nahme, falls die für die Unterbringung 
zuständige Stelle anerkannt hat, daß die 
Übernahme lediglich aus in der Person 
des Beamten liegenden Gründen nicht 
erfolgen konnte.“ 

13 a. In § 21 Abs. 1 Satz 2 werden hinter der 

^ Zahl „10“ die Worte „Abs. 4 Satz 1“ 
eingefügt. 

13 b. In § 22 Satz 2 werden hinter den Wor- 

^ ten „Satz 1“ die Worte „und Abs. 2“ 
eingefügt. 

14. § 22 a wird gestrichen. 

♦ 
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15, Hinter § 22 a wird folgender neuer 
§ 22 b eingefügt: 

.5 22 b 

(1) Kommt ein an der Unterbringung 

teilnehmender Beamter der Verpflichtung, 
eine ihm angebotene Wiederverwendung 
(S§ 20 Abs, 1,2) anzunehmen, schuld- 

haft nicht nach, obwohl er auf die Folgen 
eines solchen Verhaltens schriftliS hinge- 
wiesen worden ist, so verliert er den An- 
spruch auf Übergangsgehalt und nimmt 
an der Unterbringung nicht mehr teil. 
Als Ablehnung gilt es auch, wenn er die 
Dienstleistung nicht innerhalb der ihm 
gesetzten angemessenen Frist aufnimmt 
oder eine Wiederverwendung nach S* 20 
Abs, 1, 2 ohne wichtigen Grund aufgibt, 

(2) Die oberste Dienstbehörde stellt den 
Verlust des Übergangsgehaltes und der 
Teilnahme an der Unterbringung fest 
und teilt dies dem Beamten zur Wieder- 
verwendung oder früheren Beamten 
auf Widerruf fj“ 6 Abs, 1) mit. Eine 
disziplinargerichtliche Verfolgung (§ 9) 
wird dadurch nicht ausgeschlossen, 

(3) Ist der bisherige Unterbringungs- 
teilnehmer nach § 20 wiederverwendet, 
so bleibt er auf die Pflichtanteile (§§ 12, 
13) seines Dienstherrn anrechenbar,'^ 

16. § 23 erhält folgende Fassung: 

4 23 

(1) Die an der Unterbringung teilneh- 
menden Beamten sind verpflichtet, 

den für Ihre Unterbringung zuständi- 
gen Stellen auf Anforderung alle für 
die Unterbringung dienlichen Angaben 
zu machen und wesentliche Verände- 
rungen ihrer persönlichen Verhältnisse 
unaufgefordert und unverzüglich mit- 
zuteilen; 

2. sich laufend um ihre Wiederverwen- 
dung 20 Abs, 1, 2) zu be- 

mühen, insbesondere sich um solche 
Stellen zu bewerben, die ihnen von den 
für ihre Unterbringung zuständigen 
Dienststellen mit der Aufforderung zur 
Bewerbung mitgeteilt werden, 

(2) Kommt ein Unterbringungsteilneh- 
mer den Verpflichtungen nach Absatz 1 
schuldhaft nicht nach, so kann ihm von 
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15. entfällt hier 

♦ 

sieheNr. 16 a 


16. § 23 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

4 23 

Die an der Unterbringung teilneh- 
menden Beamten zur Wiederverwen- 
dung und früheren Beamten auf Wi- 
derruf sind verpfliditet, den für ihre 
Unterbringung zuständigen Stellen auf 
Anforderung alle für die Unterbringung 
dienlichen Angaben zu machen sowie 
wesentliche Veränderungen ihrer per- 
sönlichen V erhält nisse unauf gef orde rt 
und unverzüglich mitzuteilen. Bei 
Nichterfüllung dieser Verpflichtungen 
gilt S 24 f.“ 
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der obersten Dienstbehörde die Teil- 
nahme an der Unterbringung und das 
Übergangsgehalt ganz oder teilweise auf 
Zeit oder Dauer entzogen werden; § 22 h 
Abs. 3 gilt entspredjend. Beim Vorlie- 
gen besonderer Umstände können die 
entzogenen Rechte ganz oder teilweise 
wieder bewilligt werden. Eine diszipli- 
nargerichtliche Verfolgung (§9) wird da- 
durch nicht ausgeschlossen. 

(3) Absatz 2 gilt auch, wenn die Ver- 
pflichtung nach § 22 schuldhaft verletzt 
oder eine solche ausgeübte Tätigkeit ohne 
wichtigen Grund auf gegeben wird.“ 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


16 a. Hinter § 23 werden die Titelbezeidh- 
♦ nung 

„c) Ausscheiden am der Unterbringung“ 

und folgende neue $$ 24 bis 24 f dbge- 
fügt: 

»S 24 

(1) Ein Beamter zur Wiederverwen- 
dung, der das fünfz^te Lebensjahr 
vollendet hat und im öffentUmen 
Dienst nicht wiederverwendet ist, kann, 
wenn dienstliche Gründe für seine als- 
baldige Wiederverwendung nicht be- 
stehen, auf seinen schriftlichen Antr^ 
durch (fie oberste Dienstbehörde ($ 60) 
von der Verpflichtung zur Teilnahme 
an der Unterbringung befreit werden. 
Die Befreiung tritt mit Ablauf des Mo- 
nates ein, in dem sie dem Beamten 
schriftlich mitgeteilt worden ist. Der 
Beamte führt die in § 10 Abs. 4 Satz 1 
vorgesehene Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz »außer Dienst (a.D.)“. 

(2) Von Beginn des auf die Befrei- 
ut^ (Absatz 1) folgenden Monates an 
werden bei der Bemessung eines nach 
§ 37 zustehenden Obergangsgehaltes 
auch die in $ 35 Abs; 3 bezeichneten 
Zeiten berücksichtigt. Vom gleichen 
Zeitpunkt ab tritt an die Stelle des in 
S 37 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 bezeich- 
neten anrechnungsfreien Betrages der 
Betrag von dreihundert Deutsche Mark. 

5 24a 

(1) Andere als die in 5 24 bezdchne- 
ten Beamten zur Wiecierverwendui^, 
che an der Unterbringung nicht mehr 
tedndimen wollen und c& Vorausset- 
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Zungen des § 106 Abs. 1 Nr. 1 des Bun- 
desbeamtengesetzes erfüllen, können 
an Stelle der Entlassung mit der Folge 
des § 34 des Bundesbeamtengesetzes 
(§10 Abs. 1) eine Entlassung mit der 
Maßgabe des Absatzes 2 beantragen. 
Dem Antrag soll stattgegeben werden, 
wenn dienstliche Gründe für eine als- 
baldige Wiederverwendung des Beam- 
ten nicht bestehen. 

(2) Mit der Entlassung endet der 
Rechtsstand als Beamter zur Wieder- 
verwendung. Bei Dienstunfähigkeit oder 
nach Vollendung des achtundfünfzigsten 
Lebensjahres wird dem entlassenen Be- 
amten zur Wiederverwendung ein Un- 
terhaltsbeitrag in Höhe des im Zeit- 
punkt der Entlassung nach diesem Ge- 
setz zustehenden Ruhegehaltes gewährt; 
die Hinterbliebenen erhalten einen Un- 
terhaltsbeitrag in Höhe des entspre- 
chenden Witwen- und Waisengeldes. 

(3) Für Beamtinnen zur Wiederver- 
wendung gelten auch die §§152 und 153 
des Bundesbeamtengesetzes mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der Dienst- 
bezüge das Übergangsgehalt tritt. 

S 24 b 

(1) Ein an der Unterbringung teilneh- 
mender Beamter zur Wiederverwen- 
dung, der im Öffentlichen Dienst nicht 
wiederverwendet ist, hat sich auf 
schriftliche Aufforderung der obersten 
Dienstbehörde (§ 60) oder der von ihr 
ermächtigten Dienststelle innerhalb 
eines Monats zu erklären, ob er an der 
Unterbringung weiterhin teilnehmen 
oder aus ihr ausscheiden will; in der 
Aufforderung ist auf die in den Absät- 
zen 2 und 3 bezeichneten Folgen einer 
Erklärung oder des Unterlassens einer 
solchen hinzuweisen. 

(2) Erklärt der Beamte zur Wieder- 
verwendung, an der Unterbringung 
weiterhin teilnehmen zu wollen, so ent- 
fällt die Anwendbarkeit des § 24 a und, 
wenn der Beamte bei Abgabe der Er- 
klärung das fünfzigste Lebensjahr schon 
vollendet hat, aum des § 24. 

(3) Gibt der Beamte zur Wiederver- 
wendung innerhalb der in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Frist nicht die von 
ihm verlangte Erklärung ab und stellt 
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er auch keinen Antrag nadi § 24 oder 
§ 35 Abs. 1 Satz 4, so gilt dies als An- 
trag auf Entlassung nadi § 24 a Abs. 1 
oder, wenn der Beamte die Vorausset- 
zungen des § 106 Abs. 1 Nr. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes nidit erfüllt, als 
Antrag auf Entlassung mit der Folge 
des § 34 des Bundesbeamtengesetzes 
(§ 10 Abs. 1). Eine disziplinarrechtlidie 
Verfolgung nach § 9 bleibt unberührt. 

§ 24c 

(1) Kommt ein an der Unterbringung 
teilnehmender Beamter zur Wiederver- 
wendung, der nicht im öffentlichen 
Dienst beschäftigt ist, seiner Verpflich- 
tung, eine ihm angebotene entspre- 
chende Wiederverwendung (§ 19) an- 
zunehmen, oder der Aufforderung der 
für seine Unterbringung zuständligen 
Dienststellen, sich um ein bestimmtes 
gleichwertiges Amt (§ 19) zu bewerben, 
nicht nach, so verliert er die Eigen- 
schaft als Unterbringungsteilnehmer 
und, wenn er Anspruch auf Übergangs- 
gehalt hat, auch diesen; hat er die in 
§ 24 b Abs. 2 bezeichnete Erklärung 
abgegeben, so verliert er auch eine ihm 
zustehende Anwartschaft auf Ruhege- 
halt und Hinterbliebenenversorgung. 
Als Ablehnung einer Wiederverwen- 
dung oder einer Bewerbung gilt es 
auch, wenn der Beamte die Dienstlei- 
stung innerhalb der ihm gesetzten an- 
gemessenen Frist nicht aufnimmt oder 
die Bewerbung zurückzieht oder die 
Dienstleistung vor Ablauf eines von 
ihm verlangten Probedienstes von 
höchstens einem Jahr auf gibt; der Ab- 
lauf der zur Aufnahme der Dienstlei- 
stung gesetzten Frist ist während der 
Dauer einer Erkrankung des Beamten 
gehemmt. Der Beamte ist von der Ver- 
pflichtung nach Satz 1 nur befreit, 
wenn er während der ihm gesetzten 
Frist zur Übernahme der Wiederver- 
wendung oder zur Einreichung der Be- 
werbung oder nach deren Einreichung 
derart krank ist, daß keine Aussicht auf 
Wiederherstellung der vollen Dienst- 
fähigkeit innerhalb dreier Monate seit 
Erhalt der Aufforderung oder bei spä- 
terer Erkrankung seit deren Beginn be- 
steht. § 42 Abs. 1 Satz 3 des Bundes- 
beamtengesetzes findet Anwendung. 
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(2) Ist dem Beamten zur Wiederver- 
wendung (Absatz 1 Satz 1) eine Wie- 
derverwendung nach § 20 angeboten 
oder zur Bewerbung mitgeteilt worden, 
so gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Verlustes des Anspruchs 
auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen- 
versorgung (Absatz 1 Satz 1 Halb- 
satz 2) die Herabsetzung seines Versor- 
gungsbezuges um ein Fünftel auf die 
Dauer von fünf Jahren nadi Eintritt 
des Versorgungsfalles tritt. 

(3) Die oberste Dienstbehörde (§ 60) 
stellt den nach den Absätzen 1 oder 2 
eingetretenen Verlust fest und teilt dies 
dem früheren Unterbringungsteilneh- 
mer mit; eine disziplinarrechtlidie Ver- 
folgung (§ 9) bleibt unberührt. Die 
Feststellung gilt in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Satz 1 Halbsatz 2 als Entlas- 

S mit der Folge des § 34 des Bun- 
eamtengesetzes (§ 10 Abs. 1) und 
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
Halbsatz 1 oder des Absatzes 2 als Ent- 
lassung nach § 24 a Abs. 1. 

§ 24 d 

Nimmt ein nach § 20 besdiäftigter 
Beamter zur Wiederverwendung, der 
an der Unterbringung teilnimmt, eine 
ihm angebotene entsprechende Wieder- 
verwendung (§ 19) nicht an oder 
kommt er der Aufforderung zur Be- 
werbung um ein den Erfordernissen 
einer soldien Wiederverwendung ent- 
sprediendes Amt nidit nach, so gilt dies 
als Antrag auf Entlassung nach § 24 a 
Abs. 1. 


§ 24 e 

Für die an der Unterbringung teil- 
nehmenden früheren Beamten auf Wi- 
derruf (§ 11) gelten die §§ 24 b bis 
24 d und, soweit auf diese Personen 
§ 37 a Anwendung findet, auch die 
§§ 24 und 24 a entsprechend. Bei An- 
wendung der §§ 24 b bis 24 d^tritt für 
nidit unter § 37 a fallende Personen an 
die Stelle des Antrages auf Entlassung 
nach § 24 a Abs. 1 der Antrag auf Ent- 
lassung nach § 10 Abs. 2. 
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17. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„die Abschnitte V und VI sowie*' er- 
setzt durch die Worte „der Ab- 
sdinitt V sowie die“; 


i) es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ist der Beamte dnrdy einen 
während eines Krieges in Ausübung 
militärischen oder militärähnlidfen 
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S 24 f 

(1) Kommt ein Unterbringungsteil- 
nehmer den Verpflichtungen nach § 25 
sdiuldhaft nidit nach, so kann ihm von 
der obersten Dienstbehörde (§ 60) die 
Teilnahme an der Unterbringung und, 
wenn er Anspruch auf Übergangsgehalt 
hat, auch dieser ganz oder teilweise auf 
Zeit oder Dauer entzogen werden; auf 
die Pflichtanteile (§§ 12, 13) seines 
bisherigen Dienstherrn bleibt er für die 
Dauer der Weiterbeschäftigung an- 
rechenbar. Bei Vorliegen besonderer 
Verhältnisse können die entzogenen 
Rechte ganz oder teilweise wieder be- 
willigt werden. Eine disziplinarrecht- 
liche Verfolgung (§ 9) bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn 
ein an der Unterbringung teilnehmen- 
der Beamter zur Wiederverwendung 
oder früherer Beamter auf Widerruf 
der Verpflichtung aus § 22 schuldhaft 
nicht nachkommt oder eine von ihm 
ausgeübte zumutbare Tätigkeit ohne 
wichtigen Grund aufgibt.“ 

16 b. Die bisherige Titelbezeichnung „c“ 
♦ vor § 25 und die bisherige Titelbezeich- 
nung „d“ vor § 26 erhalten die Bezeich- 
nungen „d“ und „e“. 

17. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die 
Worte „die Abschnitte V und VI 
sowie“ durch die Worte „der Ab- 
schnitt V sowie die“ ersetzt. An die 
Stelle der Worte „§ 183 Abs. 1“ 
treten die Worte „§§ 181 a, 183 
Abs. 1“. Der Punkt wird durch ein 
Semikolon ersetzt und dahinter fol- 
gender Halbsatz angefügt: „bei der 
Anwendung des § 110 Abs. 1 Satz 2 
des Bundesbeamtengesetzes wird 
den Dienstjahren die Zeit bis zur 
Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres, jedoch nicht über den 
Ablauf des 8. Mai 1945 hinaus hin- 
zugerechnet“; 

siehe Artikel II a 
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Dienstes (§ 1 Abs. 1 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes) erlittenen Unfall 
oder durch einen während eines Krie- 
ges oder in Ausübung oder infolge 
des Dienstes (§ 135 des Bundesbeam- 
tengesetzes) eingetretenen Unfall 
dienstunfähig geworden^ so wird Ver- 
sorgung nach den §§ 107 bis 133 des 
Bundesbeamtengesetzes mit der Maß- 
gabe gewährt, daß sich der Hundert- 
satz des Ruhegehaltes (§ 118 Abs. 1 
Satz 1, 2 des Bundesbeamtengesetzes) 
um fünfzehn vom Hundert bis zum 
Höchstsatz von fünf und sieb zig vom 
Hundert erhöht; Entsprechendes gilt 
für das Mindestruhegehalt (§ 118 
Abs. 1 Satz 3 des Bundesbeamten- 
gesetzes). Bei Anwendung des § 110 
des Bundesbeamtengesetzes wird die 
Zeit bis zur Erreichung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres jedoch nicht 
über den 8, Mai 1945 hinaus ange- 
rechnet. Steht Versorgung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz nicht zu, so 
wird dem Verletzten Heilverfah- 
ren und ein Ausgleichsbetrag in 
sinngemäßer Anwendung der §§ 137 
bis 139 Abs. 1 bis 4 des Bun- 
desbeamtengesetzes gewährt. Ist der 
Verletzte an den Folgen der in 
Satz 1 bezeichneten Schädigung ver- 
storben und steht Versorgung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz nicht 
zu, so erhalten auch elternlose Enkel, 
deren Unterhalt der Verstorbene zur 
Zeit der Schädigung ganz oder über- 
wiegend bestritten hat, Waisengeld; 
sie stehen hierbei den ehelichen Kin- 
dern des V erstorbenen gleich. Unter 
den gleichen V or aus Setzungen erhal- 
ten die V erwandten der auf steigenden 
Linie einen Unterhaltsbeitrag; er be- 
trägt dreißig vom Hundert des Ruhe- 
gehaltes nach Satz 1 und wird nur für 
die Dauer einer Bedürftigkeit ge- 
währt. Die Vorschriften der §§ 148 
Satz 2, 149 und 151 des Bundesbeam- 
tengesetzes gelten sinngemäß. 

c) die bisherigen Absätze 2, 3 und 4 
werden die Absätze 3, 4 und 5. Im 
neuen Absatz 4 tritt in Satz 4 an 
Stelle des Punktes ein Semikolon und 
dahinter folgender Halbsatz: „Ab- 
satz 2 gilt entsprechend.^' 
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b)m Absatz 1 werden in Satz 2 die 
Worte „§ 4 Abs. 3 sowie §§ 22 a, 
37 a, 38 Satz 2, §§ 39 und 68“ durch 
die Worte „§ 4 b, § 24 a Abs. 2, den 
§§ 36, 37 a, 38 Satz 2 sowie den 
§§ 39, 50, 54 Abs. 3, 68, 70, 72 
Abs. 12“ ersetzt; 


c) in Absatz 3 Satz 2 werden hinter dem 
Wort „Bundesbeamtengesetzes“ die 
Worte „mit der Maßgabe, daß diese 
Zeit als Dienstzeit im Sinne des Be- 
soldungs- und Versorgungsrechts 
gilt“ angefügt. Satz 4 wird gestrichen. 
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18. In § 34 treten an die Stelle der Worte 
„für einen durch Dienstunfall Verletzten“ 
die Worte „bei Gewährung von Unfall- 
fürsorge (§§ 134 bis 151 des Bundesbeam- 
tengesetzes) für einen Verletzten“. 

19. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 
werden die Worte „§ 106 des Bun- 
desbeamtengesetzes“ durch die Worte 
„§ 5 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt; 


b) in Absatz 3 tritt in Satz 1 an die 
Stelle des ersten Wortes „oder“ ein 
Komma, hinter dem Wort „Arbeiter“ 
werden die Worte „oder als Lehrbe- 
auftragter bei einer wissenschaftlichen 
Hochschule hauptberuflich“ eingefügt. 


20. ln % 36 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Ein nach § 6 Abs. 1, § 22 a Abs. 1 
bis 3 entlassener früherer Beamter erhält 
für die Dauer einer durch die in 29 
Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Schädigungen 
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17 a. In § 32 Abs. 3 Satz 1 werden das Wort 

^ „können“ durch das Wort „sind“ und 
die Worte „berücksichtigt werden“ 
durch die Worte „zu berücksichtigen“ 
ersetzt. 

18. unverändert 

♦ 


19. § 35 wird wie folgt geändert: 

^ a) unverändert 


b) in Absatz 1 erhält Satz 4 folgenden 
Wortlaut: „§ 42 Abs. 3 des Bundes- 
beamtengesetzes findet entsprechende 
Anwendung mit der Maßgabe, daß 
ein Beamter zur Wiederverwendung, 
der nicht nach § 20 beschäftigt ist, den 
Antrag auf Versetzung in den Ruhe- 
stand bereits nach Vollendung des 
achtundfünfzigsten Lebensjahres stel- 
len kann; die Entscheidung trifft die 
oberste Dienstbehörde (§ 60) nach 
Maßgabe des § 47 des Bundesbeam- 
tengesetzes.“; 

c) in Absatz 3 tritt in Satz 1 an die 
Stelle des ersten Wortes „oder“ ein 
Komma, hinter dem Wort ,, Arbeiter“ 
werden die Worte „oder als Lehrbe- 
auftragter bei einer wissenschaftlichen 
Hochschule hauptberuflich“ einge- 
füigt: Es wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: „Bei Beamten, die nach dem 
31. Dezember 1948 aus Kriegsgefan- 
genschaft entlassen worden sind, gilt 
die Zeit der Kriegsgefangenschaft 
nach dem 8. Mai 1945 als Dienstzeit 
im Sinne des Besoldungs- und Ver- 
sorgungsrechts, jedoch nicht über die 
Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres hinaus.“ 

20. § 36 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

„§ 36 ^ 

(1) Die oberste Dienstbehörde (§ 60) 
oder die von ihr ermächtigte Dienst- 
stelle kann einen Unterhaltsbeitrag bis 
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verursachte Erwerbsbeschränkung einen 
Unterhaltsbeitrag, und zwar bei völliger 
Erwerbsunfähigkeit in Höhe des sich nach 
§ 29 Abs. 2 Satz 1 ergebenden Ruhege- 
haltes, höchstens sechsundsechzigzwei- 
drittel vom Hundert der ruh geh alt fähi- 
gen Dienstbezüge; im übrigen gelten 
§142 des Bundesbeamtengesetzes und für 
das Heilverfahren § 29 Abs. 2 Satz 3 
sinngeynäß . Einem früheren Beamten, der 
durd? eine der in § 29 Abs. 2 Satz 1 be- 
zeichne ten Schädigungen verletzt worden 
ist und weder in den Ruhestand getreten 
ist noch nach vorstehendem Satz 1 be- 
handelt wird, kann ein Unterhaltsbeitrag 
in entsprechender Anwendung des § 143 
des Bundesbeamtengesetzes und Eleilver- 
fahren gemäß § 29 Abs. 2 Satz 3 ge- 
währt werden. § 29 Abs. 2 Satz 6 gilt 
auch in den Fällen der vorstehenden 
Sätze 1 und 2.“ 


21. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden am Schluß des 
bisherigen einzigen Satzes die Worte 
„in Höhe des am 8. Mai 1945 erdien- 
ten Ruhegehaltes“ und als Satz 2 fol- 
gender Satz angefügt: „Daneben wird 
Kinderzuschlag gezahlt.“ ; 

b) die Absätze 2 und 4 werden gestri- 
chen; 

c) Absatz 3 wird Absatz 2. ln Satz 2 
wird das Wort „Wiederverwendung^^ 
durch das Wort ,fV erwendung'^ er- 
setzt. In Satz 3 wird das Wort 
„steuerpflichtige“ gestridien und 
das Wort „einhundertfünfzig“ durch 
das Wort „zweihundertfünfzig“ er- 
setzt. 

22. /n § 37 a Abs. 2 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: „Die Vorschriften des § 22 a 
Abs. 1 bis 3 und 5 sowie des § 35 Abs. 3 
gelten entsprechend.'^ 
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zur Höhe des nach den §§ 29, 32 und 
35 Abs. 3 zu gewährenden Ruhegehalts 
bewilligen 

1. einem nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 entlas- 
senen Beamten auf Lebenszeit oder 
auf Zeit, 

2. einem nach § 6 Abs. 1 entlassenen Be- 
amten auf Widerruf, dem nach § 76 
Abs. 3 des Deutschen Beamtengesetzes 
ein Unterhaltsbeitrag hätte bewilligt 
werden können, 

3. einem nach § 35 Abs. 2 entlassenen 
Beamten zur Wiederverwendung, 

4. einem auf seinen Antrag entlassenen 
Beamten zur Wiederverwendung, der 
im Zeitpunkt der Entlassung nidit im 
öffentlichen Dienst wiederverwendet 
war, das achtundfünfzigste Lebens- 
jahr vollendet hatte, jedoch die Vor- 
aussetzung des § 106 des Bundesbe- 
amtengesetzes nicht erfüllte. 

(2) Die §§ 142, 143, 181 a Abs. 4 
und 5 des Bundesbeamtengesetzes blei- 
ben unberührt; hierbei stehen die nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2, § 6 Abs. 1, § 24 a 
Abs. 1 oder § 35 Abs. 2 entlassenen Be- 
amten den in § 142 des Bundesbeamten- 
gesetzes bezeiAneten früheren Beamten 
gleiA.“ 

21. § 37 wird wie folgt geändert: 

^ a) Dem Absatz 1 werden die Worte „in 
Höhe des am 8. Mai 1945 erdienten 
Ruhegehaltes“ angefügt. Außerdem 
wird folgender Satz 2 eingefügt: «§ 35 
Abs. 3 Satz 3 findet Anwendung.“ 

b) unverändert 

c) der Absatz 3 wird Absatz 2. In Satz 3 
werden das Wort „steuerpfliAtige“ 
gestriAen und das Wort „einhundert- 
fünfzig“ durA das Wort „zweihun- 
dertfünfzig“ ersetzt. 


22. § 37 a wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 1 wird die AbsatzbezeiA- 
nung w(l)“ gestriAen. Hinter dem 
Wort „Ruhegehaltes“ werden die 


23 



Entwurf 


23. In § 37 b Abs. 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: „Ist der Beamte nach Ablauf 
dieser Zeit ohne sein Verschulden nicht 
untergebracht (§§ 19, 20), so kann die 
oberste Dienstbehörde die Fortzahlung 
für weitere zwei Jahre bewilligend 


24. Hinter § 37 c wird folgender § 37 d ein- 
gefügt: 

4 37 d 

Ist oder wird nach dem 31. März 1951 
ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
oder ein Wartestandsbeamter (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1, 2, § 2) oder ein Beamter auf Wi- 
derruf, der die Voraussetzungen des 
§ 37 a erfüllt, in der sowjetischen Besat- 
zungszone oder im sowjetischen Sektor 
von Berlin aus Gründen, die im Bundes- 
gebiet nicht anerkannt werden, in Ge- 
wahrsam genommen, so kann seiner Ehe- 
frau oder den Kindern, wenn sie die Vor- 
aussetzungen des § 4 erfüllen und im 
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Worte „unter entsprechender An- 
wendung des § 35 Abs. 3“ einge- 
fügt. Außerdem wird folgender Satz 
angefügt: 

„Ist der Beamte nach dem 31. De- 
zember 1948 aus Kriegsgefangen- 
schaft entlassen worden, so findet 
Satz 1 auch Anwendung, wenn er die 
nach § 30 Abs. 2 des Deutschen Be- 
amtengesetzes bezeichnete Dienstzeit 
nach dem 8. Mai 1945 durch Anrech- 
nung der Zeit der Kriegsgefangen- 
schaft erfüllt.** 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

23. In § 37 b Abs. 2 werden folgende Sätze 
^ angefügt: „Ist der Beamte innerhalb 

dieses Zeitraumes ohne sein Verschulden 
nicht untergebracht (§§ 19, 20), so er- 
hält er ein ihm zustehendes Übergangs- 
gehalt (§ 37) bis zur Dauer eines wei- 
teren Jahres in der in Satz 1 bezeich- 
neten Höhe; hat er keinen Anspruch 
auf Übergangsgehalt, so kann ihm ein 
Unterhaltsbeitrag bis zur gleichen Höhe 
und Dauer bewilligt werden. Tritt ein 
Beamter, der ohne sein Verschulden 
nicht entsprechend (§ 19) wiederverwen- 
det worden ist, in den Ruhestand, 
so wird sein Ruhegehalt so bemessen, 
wie wenn er mit Ablauf der in Satz 2 
bezeichneten Frist oder bei vorherigem 
Eintritt des Versorgungsfalles mit die- 
sem Zeitpunkt nadi einer seit der Ent- 
lassung erfolgten entsprechenden Wie- 
derverwendung (§ 19) im Bundesdienst 
in den Ruhestand getreten wäre.“ 

24. Hinter § 37 c wird folgender § 37 d 
^ eingefügt: 

4 37d 

Ist oder wird nach dem 31. März 
1951 ein Beamter auf Lebenszeit oder 
auf Zeit oder ein Wartestandsbeamter 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 1, 2, § 2) oder ein Be- 
amter auf Widerruf, der die Voraus- 
setzungen des § 37 a erfüllt. In der 
sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetischen Sektor von Berlin aus 
Gründen, die im Bundesgebiet nicht an- 
erkannt werden, in Gewahrsam genom- 
men, so kann seiner Ehefrau oder den 
Kindern, wenn sie die Voraussetzungen 
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Falle des Todes des Beamten Witwen- 
oder Waisengeld oder einen Unterhalts- 
beitrag nach § 38 Satz 2 erhalten könn- 
ten, das Übergangsgehalt gezahlt werden, 
das dem Beamten nach diesem Gesetz zu- 
stehen würde; hat der Beamte das fünf- 
undsechzigste Lebensjahr vollendet, so 
kann ihnen die diesem bei Aufenthalt im 
Bundesgebiet zu gewährende V ersorgung 
gezahlt werden, § 37 b Abs, 1 Satz 2 und 
Absatz 5 dieses Gesetzes sowie § 8 Abs. 3 
des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Personen^ die aus politischen Gründen in 
Gebieten außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins (West) in Ge- 
wahrsam genommen wurden, vom 
6, August 1955 (BundesgesetzbL I S. 498) 
gelten entsprechend. 


25. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird 
Absatz 2. Es wird folgender neue^ 
Absatz 1 eingefügt: 

,/ 1 ) Ist in den Fällen des § 36 
Abs. 3 Satz 1 der entlassene Beamte 
an den Folgen der Schädigung ver- 
storben, so erhalten seine Hinterblie- 
benen einen Unterhaltsbeitrag in 
Höhe des Witwen- und Waisengeldes, 
dessen Bemessung der bei völliger Er- 
werbsunfähigkeit des Beamten maß- 
gebende Unterhaltsbeitrag zugrunde 
zu legen ist.“; 

b) in dem bisherigen einzigen Absatz 
werden in Satz 1 in der Nummer 1 
hinter den Worten „§ 36“ die Worte 
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des § 4 erfüllen und im Falle des Todes 
des Beamten Witwen- oder Waisengeld 
oder einen Unterhaltsbeitrag nach § 38 
Satz 2 erhalten könnten, das Über- 
gangsgehalt gezahlt werden, das dem 
Beamten nach diesem Gesetz zustehen 
würde. Hat der Beamte das fünfund- 
sechzigste Lebensjahr vollendet, so tritt 
an die Stelle des Übergangsgehaltes der 
dem Beamten bei Heimkehr in das Bun- 
desgebiet zu gewährende Versorgungs- 
bezug. § 37 b Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 
gilt entsprechend; § 8 Abs. 3 des Häft- 
lingshilfegesetzes findet Anwendung.“ 


24 a. In § 38 Satz 1 tritt an die Stelle des 
^ Punktes ein Semikolon; dahinter wird 
folgender Halbsatz 2 angefügt: „§ 35 Abs. 
3 Satz 3 findet auch dann Anwendung, 
wenn der Beamte zur Wiederverwen- 
dung nach dem 8. Mai 1945 in Kriegs- 
gefangenschaft verstorben ist.“ 


25. § 39 wird wie folgt geändert; 

♦ 

a) Der bisherige einzige Absatz wird Ab- 
satz 1. In Nummer 1 werden hinter 
der Zahl „36“ die Worte „Abs. 1“ 
eingefügt. In Nummer 3 werden hin- 
ter dem Wort „Widerruf“ das Komma 
und der Satzteil „sofern sie Bezüge 
erhalten haben,“ gestrichen; 


b) es wird folgender Absatz 2 angefügt; 

„(2) Die §§ 146, 147, 181 a Abs. 4 
und 5 des Bundesbeamtengesetzes blei- 
ben unberührt; § 36 Abs. 2 Halb- 
satz 2 gilt für die Hinterbliebenenver- 
sorgung entsprechend.“ 
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,yAbs. 1 und 2“, eingefügt sowie am 
Schluß die Worte angefügt: y,sowie 
eines früheren Beamten in den Fällen 
des § 36 Abs. 3 Satz 1, wenn der Ver- 
letzte nicht an den Folgen der Schä- 
digung verstorben ist, und in den 
Fällen des § 36 Abs. 3 Satz 
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25a. § 42 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgenden 
Wortlaut: 

„Ist oder wird ein Beamter zur Wie- 
derverwendung oder ein an der Un- 
terbringung teilnehmender früherer 
Beamter auf Widerruf von einem an- 
deren Dienstherrn als dem nach Ka- 
pitel I zuständigen Träger der Ver- 
sorgungslast als Beamter auf Lebens- 
zeit oder auf Zeit übernommen, so 
erstattet der Träger der Versorgungs- 
last bei Eintritt des Versorgungsfalles 
die auf dem neuen Beamtenverhält- 
nis beruhenden Versorgungsbezüge zu 
dem Teil, der dem Verhältnis der bis 
zum 8. Mai 1945 zurückgelegten ruhe- 
gehaltfähigen Dienstzeit zu der ge- 
samten ruhegehaltfähigen Dienstzeit, 
nach vollen Jahren gerechnet, ent- 
spridit; bei der Ermittlung dieses 
Verhältnisses bleiben Zeiten nach dem 
8. Mai 1945, in denen der Beamte 
bis zum 31. März 1951 nicht im 
öffentlichen Dienst besdiäftigt war, 
außer Betracht.“; 

b) in Absatz 1 Satz 3 tritt an die Stelle 
des Punktes ein Semikolon; dahinter 
wird folgender Halbsatz eingefügt; 
„EntspreAendes gilt für andere Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts und für Ver- 
bände von Gebietskörperschaften, die 
keine Dienstherrnfähigkeit besitzen.“; 

c) in Absatz 2 werden in dem bisherigen 
einzigen Satz die Worte „dem Bund“ 
durch die Worte „dem nach Kapitel I 
zuständigen Träger der Versorgungs- 
last“ ersetzt und hinter den Worten 
„vom Bund“ die Worte „oder von 
sonstigen Trägern der Versorgungs- 
last nach Kapitel 1 dieses Gesetzes“ 
eingefügt.“ 
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26. ln § 43 Abs. 1 tritt an die Stelle der 
Worte .^Beamten zur Wiederverwen- 
dung^^ der Satzteil ,,Beamteny der An- 
spruch auf Übergangsgehalt haty\ 


27. § 44 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Die bestimmungsgemäße Verwen- 
dung der Kapitalabfindung ist durch die 
Form der Auszahlung und in der Regel 
durch Maßnahmen zur Verhinderung 
alsbaldiger Weiterveräußerung des Grund- 
stückes oder des an ihm bestehenden 
Rechts zu sidiern. Zu diesem Zweck kann 
insbesondere angeordnet werden, daß das 
mit der Kapitalabfindung erworbene 
Grundstück innerhalb einer Frist von 
fünf Jahren nur mit Genehmigung der 
obersten Dienstbehörde veräußert oder 
belastet werden darf. Die Eintragung er- 
folgt auf Ersudien der zuständigen ober- 
sten Dienstbehörde.“ 


28. In § 48 erhält der bisherige einzige Ab- 
satz die Bezeichnung Absatz 1. Es wird 
folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Der Ehefrau und den Kindern 
eines Ruhestandsbeamten, der nach dem 
31. März 1951 in der sowjetisdien Be- 
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26. § 43 wird wie folgt geändert; 

^ a) Der Absatz 1 erhält folgenden Wort- 
laut: 

„(1) Einem Beamten zur Wieder- 
verwendung oder Ruhestandsbeamten 
oder früheren Beamten mit Anspruch 
auf Übergangsgehalt oder lebensläng- 
lichen Unterhaltsbeitrag kann zur Be- 
schaffung einer Wohnstätte an Stelle 
eines Teiles des Übergangsgehaltes, 
Ruhegehaltes oder Unterhaltsbeitra- 
ges von der obersten Dienstbehörde 
(§ 60) eine Kapitalabfindung im Rah- 
men der verfügbaren Haushaltsmittel 
bewilligt werden. Die oberste Dienst- 
behörde kann ihre Befugnisse auf an- 
dere Behörden übertragen.“; 

b) in Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 wer- 
den die Worte „oder Ruhegehaltes“ 
durch ein Komma und die Worte 
„Ruhegehaltes oder Unterhaltsbeitra- 
ges“ ersetzt. In Absatz 3 Satz 3 tre- 
ten an die Stelle der Worte „oder 
Ruhegehalt“ ein Komma und die 
Worte „Ruhegehalt oder Unterhalts- 
beitrag“. 

27. § 44 Abs. 1 erhält folgenden Worthaut: 

^ „(1) Die bestimmungsgemäße Verwen- 

dung der Kapitalaibfindung ist durch 
die Form der Auszahlung und in der 
Regel durch Maßnahmen zur Verhin- 
derung lalsbaldiger Weiterveräußerung 
des Grundstückes oder (des an ihm be- 
stehenden Rechtes zu sichern. Zu diesem 
Zweck kann insbesondere angeordnet 
werden, daß das mit der Kapitalabfin- 
dung erworbene Grundstück innerhalb 
einer Frist von fünf Jahren nur mit Ge- 
nehmigung der obersten Dienstbehörde 
veräußert oder belastet werden darf. 
Diese Anordnung wird mit der Eintra- 
gung in das Grundbuch wirksam. Die 
Eintragung erfolgt auf Ersuchen der zu- 
ständigen obersten Dienstbehörde.“ 

28. In § 48 wird der bisherige einzige Ab- 

^ Satz Absatz 1. Es wird folgender Ab- 
satz 2 angefügt: 

„(2) Der Ehefrau und den Kindern 
eines Ruhestandsbeamten, der nach dem 
31. März 1951 in der sowjetischen Be- 
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Satzungszone oder im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin aus Gründen, die im Bun- 
desgebiet nicht anerkannt werden, in Ge- 
wahrsam genommen worden ist, kann, 
wenn sie die Voraussetzungen des § 4 
erfüllen und im Falle des Todes des Be- 
amten Witwen- und Waisengeld oder 
einen Unterhaltsbeitrag erhalten könn- 
ten, die Versorgung gezahlt werden, die 
dem Beamten nach diesem Gesetz zu- 
stehen würde. § 37 d Satz 2 gilt sinnge- 
mäß.“ 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Satzungszone oder im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin aus Gründen, die im 
Bundesgebiet nicht anerkannt werden, 
in Gewahrsam genommen worden ist, 
kann, wenn sie die Voraussetzungen des 
§ 4 erfüllen und im Falle des Todes des 
Beamten Witwen- und Waisengeld oder 
einen Unterhaltsbeitrag erhalten könn- 
ten, die Versorgung gezahlt werden, die 
dem Beamten nach diesem Gesetz zu- 
stehen würde. § 37 d Satz 3 gilt sinn- 
gemäß.“ 

28 a. In § 51 Abs. 1 wird hinter den Worten 

^ „Volksdeutsche Umsiedler“ der Klam- 
merzusatz „{§ 1 Abs. 2 Nr. 2 des Bun- 
desvertriebenengesetzes)“ eingefügt. 
Außerdem wird folgender Satz ange- 
fügt: „Auf Volksdeutsche Umsiedler (§ 1 
Abs. 2 Nr. 2 des Bundesvertriebenenge- 
setzes), für die Vorsdiriften nicht erlas- 
sen waren, finden die für die Umsied- 
ler aus den baltischen Staaten erlassenen 
Vorschriften (Satz 1) entsprechend An- 
wendung.“ 

28 b. § 52 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

4 52 

(1) Auf Angestellte (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1, 2, § 2), die am 8. Mai 1945 einen 
vertraglidien Anspruch auf Vergütung 
und Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften hatten, in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen versicherungsfrei 
und nur noch aus wichtigem Grunde 
kündbar waren, finden die Vorschriften 
der Abschnitte II und IV entsprechende 
Anwendung. § 115 Abs. 2 Satz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes ist auch für 
Dienstzeiten nach dem Erwerb der Ver- 
sorgungsanwartschaft anzuwenden. 


(2) Für sonstige Angestellte und Ar- 
beiter (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, 2, § 2), die am 
8. Mai 1945 einen vertraglichen An- 
spruch auf Versorgung nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen oder auf Ruhe- 
lohn hatten oder bei ihrem Dienstherrn 
oder seinem Rechtsvorgänger vor dem 
1. April 1938 unter der Geltung einer 
Versorgungsregelung nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen mindestens 
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sechs Jahre im Dienst gestanden haben, 
sowie auf ihre Hinterbliebenen finden 
die Vorschriften der Absdinitte II 
und IV mit der Maßgabe der Absätze 3 
und 4 entsprechende Anwendung. Ein 
Anspruch im Sinne des Satzes 1 liegt 
vor, wenn durch Dienstordnung, Ruhe- 
lohnordnung, Satzung, Statut oder Ver- 
trag für den Fall der Arbeitsunfähigkeit 
oder des Erreichens einer Altersgrenze 
eine vom Dienstherrn zu gewährende 
lebenslängliche Versorgung und Hinter- 
bliebenenversorgung auf der Grund- 
lage des Arbeitsentgelts und der Dauer 
der Dienstzeit zugesichert und durch 
Erfüllung der in der Versorgungsrege- 
lung vorgesehenen Voraussetzungen eine 
Anwartschaft auf die Versorgung er- 
worben worden ist. Satz 2 gilt auch, 
wenn ein Rechtsanspruch auf die Ver- 
sorgung nicht eingeräumt oder die Wi- 
derruflichkeit Vorbehalten war, der 
Dienstherr jedoch von diesen Einschrän- 
kungen außer in Fällen disziplinarähn- 
licher Art in langjähriger Übung keinen 
Gebrauch gemacht hat. Die in einer Ver- 
sorgungsregelung vorgesehene Anrech- 
nung von Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sdiließt das Vor- 
liegen eines Anspruchs im Sinne des 
Satzes 2 nicht aus. 

(3) Für die Anwendung der Ab- 
schnitte II und IV stehen Angestellte und 
Arbeiter (Absatz 2), die am 8. Mai 1945 
bei ihrem Dienstherrn und seinem 
Rechtsvorgänger mindestens zehn Jahre 
ohne von ihnen zu vertretende Unter- 
brechung im Dienst gestanden haben 
oder zu diesem Zeitpunkt nur nodi aus 
wichtigem Grunde kündbar waren, den 
Beamten auf Lebenszeit, die übrigen 
den Beamten auf Widerruf (§ 6) gleich; 
§ 37 a Satz 2 gilt für die Erfüllung der 
zehnjährigen Dienstzeit entsprediend. 
Der Ernennung (§ 7) und der Berufung 
in das Beamtenverhältnis (§ 106 Abs. 2 
Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes) ent- 
spricht die Begründung eines Arbeits- 
verhältnisses, mit der die in Absatz 2 
Satz 2 bezeidinete Anwartschaft verlie- 
hen wurde oder in dem eine solche nach 
Erfüllung der dafür vorgesehenen Vor- 
aussetzungen erworben werden konnte. 
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Der Anstellung (§ 110 Abs. 1 des Bun- 
desbeamtengesetzes) entspricht die Be- 
gründung eines Arbeitsverhältnisses 
unter Zusicherung einer Anwartschaft 
auf Versorgung oder bei schon beste- 
hendem Arbeitsverhältnis die besondere 
Verleihung dieser Anwartschaft oder ihr 
Erwerb durch Erfüllung der in der Ver- 
sorgungsregelung vorgesehenen Voraus- 
setzungen; ihr entspricht auch die Er- 
füllung der in Satz 1 bezeichneten zehn- 
jährigen Dienstzeit. Es entsprechen 

die Vergütungsgruppen X und IX der 
Tarifordnung A oder einer entspre- 
chenden Vergütungsgruppe anderer 
Tarifordnungen sowie die Lohngrup- 
pen der Arbeiter 

der Beamtenlaufbahngruppe des 
einfachen Dienstes, 

die Vergütungsgruppen VIII und VII 
der Tarifordnung A oder einer ent- 
sprechenden Vergütungsgruppe an- 
derer Tarifordnungen 

der Beamtenlauf bahngruppe des 
mittleren Dienstes, 

die Vergütungsgruppen VI a, b bis IV 
der Tarifordnung A oder einer ent- 
sprechenden Vergütungsgruppe an- 
derer Tarifordnungen 

der Beamtenlaufbahngruppe des 
gehobenen Dienstes, 

die Vergütungsgruppe III bis I der 
Tarifordnung A oder einer ent- 
sprechenden Vergütungsgruppe an- 
derer Tarifordnungen sowie über- 
tarifliche Vergütungen im Sinne der 
Allgemeinen Tarifordnung vom 
10. Mai 1938 

der Beamtenlaufbahngruppe des 
höheren Dienstes. 

Der Beförderung (§ 110 Abs. 2 Satz 1 
des Bundesbeamtengesetzes) entspricht 
bei Angestellten der Aufstieg in eine 
höhere Vergütungsgruppe oder die Ein- 
stellung in einer höheren Vergütungs- 
gruppe als der in den vorstehenden Zu- 
sammenstellungen jeweils erstgenannten 
Vergütungsgruppe (Eingangsgruppe). 
Die Dienstzeit nach dem Erwerb der 
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Anwartschaft (Absatz 2 Satz 2) oder 
nadi Erfüllung der in Satz 1 bezeich- 
neten zehnjährigen Dienstzeit entspridit 
einer Dienstzeit nach § 111 des Bundes- 
beamtengesetzes, die Dienstzeit vor Er- 
werb der Anwartschaft und die in Satz 1 
bezeichnete zehnjährige Dienstzeit einer 
solchen nach § 115 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes. Die für die Beamten 
festgesetzten Mindestversorgungsbezüge 
und die Hoch st grenzten nach § 158 
Abs. 2, 4 und § 160 Abs. 2, 3 des Bun- 
desbeamtengesetzes gelten. 

(4) Auf die nach Absatz 2 zu gewäh- 
rende Versorgung sind Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen zu 
dem Teil anzurechnen, der dem Anteil 
der für die Bemessung der Versorgungs- 
bezüge berücksichtigten Versidierungs- 
jahre an der Gesamtzahl der für die 
Renten angerechneten Versicherungs- 
jahre entspricht. Bei der Ermittlung der 
für die Bemessung der Versorgungsbe- 
züge berücksichtigten Versicherungs- 
jahre bleiben die nur mit freiwilligen 
Beiträgen belegten Zeiten außer Be- 
tracht, es sei denn, daß der Dienstherr 
durch eine für das Arbeitsverhältnis 
maßgebende Regelung verpflichtet war, 
während dieser Zeiten Zuschüsse in 
Höhe von mindestens der Hälfte der 
Beiträge zu leisten. Entsprechendes gilt 
für eine neben der gesetzlichen Renten- 
versicherung bestehende Zusatzversiche- 
rung für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes. Steigerungsbeträge aus Bei- 
trägen der Höherversicherung werden 
angerechnet, soweit sie für Zeiten ge- 
währt werden, die bei der Bemessung 
der Versorgungsbezüge berücksichtigt 
sind und nicht auf eigenen Beiträgen be- 
ruhen. Unfallrenten werden auf die 
Versorgung insoweit angerechnet, als 
für den gleichen Unfall entsprechende 
Versorgung nach dem für Beamte gel- 
tenden Recht gewährt wird. 

(5) Die weitere Ausführung der ent- 
sprechenden Anwendung der in Ab- 
satz 1 bis 4 bezeichneten Vorschriften 
und der Rentenanrechnung können die 
Bundesminister des Innern und der 
Finanzen durch Rechtsverordnung re- 
geln.“ 
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29. /w § 52 a Abs. 1 Satz 1 tritt an die Stelle 
der Worte ,yUnd dienstfähig sind, neh- 
men'' folgender Satzteil „oder nur noch 
aus wichtigem Grunde entlassen werden 
konnten und eine Dienstzeit von minde- 
stens zehn Jahren erreicht hatten, neh- 
men, sofern sie dienstfähig sind,". In 
Satz 5 werden hinter den Worten „und 
5" ein Komma und die Worte „§ 37 d" 
eingefügt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

29. § 52 a wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 1 Satz 1 tritt an die Stelle 

des Punktes ein Semikolon; dahinter 
wird folgender Halbsatz angefügt; „ist 
der Angestellte oder Arbeiter nach dem 
31. Dezember 1948 aus Kriegsgefangen- 
schaft entlassen worden, so findet Halb- 
satz 1 auch Anwendung, wenn er die 
dort bezeichnete Dienstzeit nach dem 
8. Mai 1945 durch Anrechnung der Zeit 
der Kriegsgefangenschaft erfüllt.“; 

b) in Absatz 1 wird folgender neuer Satz 5 
eingefügt: „Hat ein Angestellter oder 
Arbeiter, der im öffentlichen Dienst 
nicht wiederverwendet ist, das fünf- 
zigste Lebensjahr vollendet, so findet 
§ 24 Abs. 1 und 2 Satz 2 mit der 
Maßgabe entsprechend Anwendung, 
daß für die Bemessung der Übergangs- 
bezüge (Satz 4) an die Stelle der Hälfte 
sechzig vom Hundert des ungekürzten 
Arbeitseinkommens treten; nach Voll- 
endung des achtundfünfzigsten Lebens- 
jahres entfällt die Anwendung des § 37 
Abs. 2 Satz 3.“; 

c) in Absatz 1 wird der bisherige Satz 5 
Satz 6 und erhält folgenden Wortlaut: 
„§ 37 b Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 4 und 
5 sowie § 37 d dieses Gesetzes und die 
§§ 48 bis 51 und 159 des Bundesbeam- 
tengesetzes gelten sinngemäß.“; 

d) es wird folgender neuer Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Den in Absatz 1 bezeichneten 
Angestellten oder Arbeitern stehen 
soldie gleich, die am 8. Mai 1945 nur 
noch aus wichtigem Grunde entlassen 
werden konnten, nach dem für sie gel- 
tenden Recht eine Dienstzeit von min- 
destens zehn Jahren erreicht hatten und 
dienstfähig sind. Absatz 1 Satz 4 und 5 
findet jedoch mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß nach zehnjähriger Dienstzeit 
zwanzig vom Hundert des ungekürzten 
Arbeitseinkommens und für jedes wei- 
tere Dienstjahr außerdem je zwei vom 
Hundert bis zur Erreichung von fünf- 
zig vom Hundert zugrunde gelegt wer- 
den und in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 5 eine weitere Erhöhung um zehn 
vom Hundert eintritt.“; 
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30. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „sind'' die Worte „oder im er- 
sten Weltkrieg (1. August 1914 bis 
31. Dezember 1918) Soldaten waren" 
eingefügt. An die Stelle der Worte 
„Abs. 1 Nr. 2 und der §§ 22 bis 23" 
treten die Worte „Abs. 1, 2, und 
zwar auch hinsichtlich einer Verwen- 
dung als Beamter, sowie der §§ 20 a 
bis 22 b und des § 23 Abs. 3^*; 


e) der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
In Satz 1 werden die Worte „Ange- 
stelltenruhegeldes oder der Invaliden- 
rente“ durdi die Worte „Altersruhe- 
geldes oder der Rente wegen Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeit“ ersetzt. Satz 2 
erhält folgenden Wortlaut; „Wird 
die Dienstfähigkeit wiedererlangt oder 
fällt eine auf Zeit gewährte Rente (§ 35 
des Angestelltenversicherungsgesetzes, 
§ 1286 der Reichsversicherungsordnung 
oder § 72 des Reidisknappschaftsge- 
setzes) weg, so lebt der Rechtsstand zur 
Wiederverwendung wieder auf.“ 

29 a. § 52 b Abs. 2 wird wie folgt geändert; 

a) Es werden folgende neue Sätze 2 und 
3 eingefügt; 

„Ist eine mindestens zwanzigjährige 
Dienstzeit (Satz 1) abgeleistet wor- 
den, so werden Übergangsbezüge in 
entsprechender Anwendung des 
§ 52 a Abs. 1 Satz 4 bis 6 und Abs. 3 
gewährt, wobei an die Stelle der 
Hälfte vierzig vom Hundert des un- 
gekürzten Arbeitseinkommens (§ 52 a 
Abs. 1 Satz 4) und an die Stelle des in 
§ 52 a Abs. 1 Satz 5 bezeichneten 
Hundertsatzes fünfzig vom Hundert 
treten. Ist der Angestellte oder Ar- 
beiter nach dem 31. Dezember 1948 
aus Kriegsgefangensdiaft entlassen 
worden, so finden die Sätze 1 und 
2 auch Anwendung, wenn er die dort 
bezeichneten Dienstzeiten nadi dem 
8. Mai 1945 durch Anrechnung der 
Zeit der Kriegsgefangenschaft er- 
füllt.“; 

b) der bisherige Satz 2 wird Satz 4. Es 
wird folgender Satz angefügt; „Die 
§§ 48 bis 51 des Bundesbeamten- 
gesetzes gelten entsprechend.“ 

30. § 53 wird wie folgt geändert: 

^ siehe Nr. 38 Buchstabe b 
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b) in Absatz 1 Satz 5 tritt an Stelle des 
Punktes ein Komma und dahinter fol- 
gender Halbsatz: 

„§ 19 gilt sinngemäß, und zwar $ 19 
Abs. 1 Satz 3 und Absatz 3 auch für 
die V er Wendung als Beamter in einem 
Amt mit mindestens dem gleichen 
Endgrundgehalt ; 


c) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Berufssoldaten, die die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht 
erfüllen, aber bis zum Ablauf des 
8. Mai 1945 mit lebenslänglicher 
Dienstzeitversorgung entlassen wor- 
den sind oder infolge einer bis zu die- 
sem Zeitpunkt erlittenen Dienstbe- 
schädigung dienstunfähig geworden 
waren und dadurch einen Anspruch 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 Halbsatz 1 
folgenden Wortlaut: „Für die Berufs- 
soldaten der früheren Wehrmacht, die 
vor dem 8. Mai 1935 erstmals berufs- 
mäßig in den Wehrdienst eingetreten 
oder in ein Beamtenverhältnis oder in 
den Dienst der früheren Landespolizei 
berufen worden sind oder nach dem 
31. Dezember 1948 aus Kriegsgefangen- 
schaft entlassen worden sind, und für 
ihre Hinterbliebenen gelten die Vor- 
schriften des Absdinittes II Unter- 
abschnitte 1, 2 und 3 sowie des Ab- 
schnittes IV entsprechend.“; 

b) in Absatz 1 Satz 2 tritt an die Stelle 
des Punktes ein Semikolon; dahinter 
wird folgender Halbsatz angefügt: „bei 
Berufssoldaten, die nadi dem 31. De- 
zember 1948 aus Kriegsgefangensdiaft 
entlassen worden sind, wird die Zeit 
der Kriegsgefangensdiaft nach dem 
8. Mai 1945 auf die in Halbsatz 1 be- 
zeichnete Dienstzeit angerechnet.“; 

c) in Absatz 1 wird folgender neuer Satz 3 
eingefügt: „Bei Berufssoldaten der 
Reichswehr und der neuen Wehrmacht, 
die mit lebenslänglidier Dienstzeitver- 
sorgung entlassen und als Soldaten des 
Beurlaubtenstandes in der neuen Wehr- 
madit wiederverwendet worden sind, 
gilt die Zeit der Wiederverwendung als 
Dienstzeit im Sinne des Satzes 2 und 
des § 29 Abs. 3 Satz 2.“; 

d) die Sätze 3 bis 5 werden die Sätze 4 
bis 6. In Satz 6 tritt an die Stelle des 
Punktes ein Semikolon; dahinter wird 
folgender Halbsatz eingefügt: „im übri- 
gen gelten die §§19 bis 22, 24 bis 24 e 
und 24 f Abs. 2 entsprechend, und zwar 
auch hinsiditlich einer Wiederverwen- 
dung als Beamter und unter ent- 
sprechender Anwendung der §§ 18 a 
und 18 b.“; 

e) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Berufssoldaten, die die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht 
erfüllen, aber bis zum Ablauf des 
8. Mal 1945 mit lebenslänglicher 
Dienstzeltversorgung entlassen wor- 
den sind oder infolge einer bis zu die- 
sem Zeitpunkt erlittenen Dienstbe- 
schädigung dienstunfähig geworden 
waren und dadurch einen Ansprudi 
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auf lebenslängliche Dienstzeitversor- 
gung erlangt hatten, erhalten Versor- 
gung nach den Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 3 bis 7; das gleiche gilt 
für die Hinterbliebenen. Das Dienst- 
verhältnis der übrigen Berufssoldaten, 
die am 8. Mai 1945 noch im Dienst 
waren und die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 nicht erfüllen, gilt 
als mit Ablauf des 8. Mai 1945 be- 
endet; die §§ 37 b und 37 c gelten 
jedoch auch für sie entsprechend. ‘‘ 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

auf lebenslängliche Dienstzeitversor- 
gung erlangt hatten, erhalten Versor- 
gung nach Maßgabe der Absätze 1 und 
3 bis 7. Entsprechendes gilt für die 
Hinterbliebenen solcher Berufssol- 
daten und die am 8. Mai 1945 versor- 
gungsberechtigten Hinterbliebenen von 
Berufssoldaten. Das Dienstverhältnis 
der übrigen Berufssoldaten, die am 
8. Mai 1945 noch im Dienst waren und 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 nicht erfüllen, gilt als mit Ab- 
lauf des 8. Mai 1945 beendet; die 
§§ 37 b und 37 c gelten jedoch auch für 
sie entsprechend. Auf Hinterbliebene 
eines nach dem 8. Mai 1945 in Kriegs- 
gefangenschaft verstorbenen Berufs- 
soldaten, der nicht die Voraussetzungen 
des Satzes 1 oder des Absatzes 1 Satz 1 
Halbsatz 1 erfüllt, findet § 39 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 entsprechend Anwendung.“ 


30 a. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in Satz 1 hinter 
der Jahreszahl „1945“ die Worte 
„oder nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Halb- 
satz 2“ eingefügt. In Satz 3 wird hin- 
ter dem Wort „liegt“ das Wort „auch“ 
eingefügt; 

b) in Absatz 3 werden in Satz 1 hinter 
der Jahreszahl „1945“ die Worte 
„oder nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Halb- 
satz 2“ eingefügt. Hinter dem Wort 
„Ruhegehaltes“ werden die Worte 
„unter entsprechender Anwendung 
des § 35 Abs. 3“ eingefügt; Halb- 
satz 2 erhält folgenden Wortlaut: „im 
übrigen finden die für die unter 
§ 37 a fallenden früheren Beamten 
auf Widerruf geltenden Vorschriften 
entsprechend Anwendung.“; 

c) in Absatz 4 Satz 2 werden hinter den 
Worten „52 b“ die Worte „Abs. 2 
Satz 5 und“ eingefügt. 
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31. In § 55 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„§ 54 b“ durch die Worte „§ 54 a" er- 
setzt. Außerdem wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

„Für die übrigen berufsmäßigen Ange- 
hörigen des früheren Reichsarbeitsdien- 
stes gelten § 53 Abs. 2 und § 54 b ent- 
sprediend.“ 


30 b. In § 54 a Abs. 1 werden in Satz 1 hinter 
^ dem Wort „Lebenszeit*^ die Worte „und 
ihre Hinterbliebenen** eingefügt. Die 
Sätze 2 und 3 werden gestrichen. 


30 c. In § 54 b werden in Satz 1 die Worte 
^ „Satz 1** durch die Worte „Satz 3 Halb- 
satz 1** ersetzt. In Satz 2 treten an die 
Stelle der Worte „des § 52 a Abs. 1 
Satz 4** die Worte „der §§ 52 a und 
52 b Abs. 2**. 


31. In § 55 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden 
^ hinter dem Wort „sind** die Worte „oder 
nadi dem 31. Dezember 1948 aus Kriegs- 
gefangenschaft entlassen worden sind‘* 
eingefügt; die Worte „§ 54 b“ werden 
durch die Worte „§ 54 a*‘ ersetzt. Es wird 
folgender neuer Satz 2 eingefügt: „Für 
die übrigen berufsmäßigen Angehörigen 
des früheren Reichsarbeitsdienstes gelten 
§ 53 Abs. 2 und § 54 b entsprechend.** 
Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


31a. In § 56 wird folgender Absatz 3 ein- 
♦ gefügt: 

„(3) Personen, die am 8. Mai 1945 ihr 
Amt oder ihren Arbeitsplatz bei einer 
Dienststelle des Reichs oder des frühe- 
ren Landes Preußen in Berlin hatten 
oder von einer in Berlin gelegenen 
Kasse des Reichs oder des früheren 
Landes Preußen Versorgungsbezüge er- 
hielten, können nach den von den Bun- 
desministern des Innern und der Finan- 
zen zu erlassenden Richtlinien Unter- 
stützungen gewährt werden, wenn sie 
am 1. Januar 1955 in Berlin oder seinen 
Randgebieten ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt hatten und nach 
diesem Gesetz Versorgungsansprüche 
nicht geltend machen können.** 


31 b. § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Halbsatz 2 werden hinter 
dem Wort „Aufgaben** die Worte 
„bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes“ eingefügt; 
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32. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz wird Absatz 1; 


b) es wird folgender neuer Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Ein gegen das Land des frühe- 
ren Wohnsitzes als Drittschuldner er- 
gangener Pfändungs-(Überweisungs-) 
besAluß bleibt audi gegenüber dem 
Lande des neuen Wohnsitzes mit der 
Maßgabe wirksam, daß es von der 
Aufnahme der Zahlungen (Absatz 1 
Satz 2) an als Drittschuldner eintritt.*' 
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b) in Satz 2 wird hinter dem Wort 
„zahlen“ der Satzteil abgesehen 
von den Fällen des § 60 Abs. 1 Satz 4, 
in denen der Bund zuständig ist,“ 
eingefügt. An die Stelle des Punktes 
tritt ein Semikolon; dahinter wird 
folgender Halbsatz angefügt: „sind 
mehrere versorgungsbereditigte Hin- 
terbliebene vorhanden, so erfolgen 
die Zahlungen an alle durdi das Land, 
in dem die jüngste im Bundesgebiet 
wohnhafte ansprudisbereditigte Per- 
son (Witwe, Waise, sdiuldlos gesdiie- 
dene Ehefrau) ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt hat.“ 

32. § 59 wird wie folgt geändert: 

^ a) Der bisherige einzige Absatz wird Ab- 
satz 1. In Satz 1 werden hinter dem 
Wort „Anspruchsbereditigter“ ein 
Komma und die Worte „und zwar in 
Fällen des § 58 Abs. 1 Satz 2 Halb- 
satz 2 der für die Zahlungszuständig- 
keit maßgebende Ansprudisbereditigte“ 
eingefügt. In Satz 2 werden die Worte 
„die Zahlung durdi“ gestrichen und die 
Worte „aufgenommen worden ist“ 
durdi die Worte „die Übernahme des 
Versorgungsfalles bestätigt hat“ ersetzt; 

b) es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Ein gegen das bisher für die 
Zahlung zuständige Land als Dritt- 
schuldner ergangener Pf ändungs-(Über- 
weisungs-)besdiluß bleibt auch gegen- 
über dem Land des neuen Wohnsitzes 
mit der Maßgabe wirksam, daß dieses 
von dem in Absatz 1 Satz 2 bezeidi- 
neten Zeitpunkt ab als Drittschuldner 
eintritt.“ 

^ a. § 59 a wird wie folgt geändert: 

a) Am Schluß des Halbsatzes 1 werden 
die Worte „in dem der Kläger seinen 
Wohnsitz hat“ durch die Worte „das 
gemäß § 59 für die Zahlung zustän- 
dig ist“ ersetzt; 


b) es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
nichtvermögensrechtliche Streitig- 
keiten,“ 
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33. ln § 60 Abs. 1 wird folgender neuer 
Satz 4 eingefügt: 

„Sind mehrere versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene vorhanden, so ist für alle 
die oberste Landesbehörde des Landes als 
oberste Dienstbehörde zuständig, in dem 
die jüngste bezugsberechtigte Person 
(Witwe, Waise, schuldlos geschiedene 
Ehefrau) ihren Wohnsitz hat.“ 


34. In § 61 Abs. 4 Satz 1 tritt an Stelle der 
Jahreszahl „1954“ die Jahreszahl „7937“. 


35. In § 62 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Worte „bis 18“ die Worte „bis 18 a“. 
Außerdem wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 


„Beamte, Angestellte oder Arbeiter, die 
aus Kriegsgefangenschaft, Gewahrsam 
einer ausländisdien Madit oder dem in 
§ 37 b Abs. 4 bezeichneten Gewahrsam 
heimkehren, werden, sofern sie nicht aus 
anderen als beamten- oder tarifrechtlichen 
Gründen von ihrem Amt oder Arbeits- 
platz entfernt worden sind, vorbehaltlich 
der sich aus den §§ 7 und 8 ergebenden 
Einschränkungen vom Tage der Heim- 
kehr ab so behandelt, wie wenn sie nicht 
aus dem Dienst ausgeschieden wären; 
eine Nachzahlung von Bezügen findet 
nicht statt." 
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33. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c werden 
hinter dem Wort „Aufgaben“ die Wor- 
te „bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes“ eingefügt; 

b) in Absatz 1 tritt in Satz 2 an Stelle des 
Punktes ein Semikolon und dahinter 
folgender Halbsatz: „sind mehrere ver- 
sorgungsberechtigte Hinterbliebene 
vorhanden, so ist für alle die oberste 
Landesbehörde des Landes zuständig, 
in dem die jüngste im Bundesgebiet 
wohnhafte anspruchsberechtigte Per- 
son (Witwe, Waise, schuldlos geschie- 
dene Ehefrau) ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt hat.“; 

c) in Absatz 1 Satz 3 werden hinter dem 
Wort „Wohnsitzwechsel“ ein Komma 
und die Worte „und zwar im Falle des 
Satzes 2 Halbsatz 2 der für die Zustän- 
digkeit maßgebenden Person,“ ein- 
gefügt. Ferner tritt an Stelle des Punk- 
tes ein Semikolon und dahinter folgen- 
der Halbsatz: „hinsichtlich der Fort- 
setzung von Zahlungen bleibt § 59 
Abs. 1 Satz 2 unberührt.“ 

34. In § 61 Abs. 4 Satz 1 tritt an die Stelle 

^ der Jahreszahl „1954“ die Jahreszahl 

„1959“. 

35. § 62 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 treten an die Stelle der 
Worte „bis 18“ die Worte „bis 18 a“. 
Außerdem wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Beamte, Angestellte oder Arbeiter, die 
aus Kriegsgefangenschaft, Gewahrsam 
einer ausländischen Macht oder dem in 
§ 37 b Abs. 4 bezeichneten Gewahrsam 
heimkehren, werden, sofern sie nicht 
aus anderen als beamten- oder tarif- 
rechtlichen Gründen von ihrem Amt 
oder Arbeitsplatz entfernt worden 
sind, vorbehaltlich der sich aus den 
§§ 7 und 8 ergebenden Einschränkun- 
gen vom Tage der Heimkehr ab so be- 
handelt, wie wenn sie nicht aus dem 
Dienst ausgeschieden wären; eine Nach- 
zahlung von Bezügen findet nicht 
statt.“; 
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b) in Absatz 2 werden hinter dem Wort 
„Verwaltungen“ die Worte „oder der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung“ ein- 
gefügt; 

c) in Absatz 4 werden das Wort „gilt“ 
durdi das Wort „gelten“ und die Worte 
„§ 42“ durch die Worte „die §§ 18 a 
und 42“ ersetzt. 


36. In § 63 Abs. 1 werden in Satz 1 hinter 
den Worten „und 62“ die Worte „Abs. 1 
Satz 2,“ eingefügt. 


37, In % 64 Abs. 1 treten an Stelle der Worte 
,,29 Abs. 2 und 3“ die Worte „29 Abs. 2 
bis 4.“ 


36. § 63 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„bis 23“ durch die Worte „bis 24 f“ 
ersetzt. Hinter den Worten „und 62“ 
werden die Worte „Abs. 1 Satz 2“ und 
ein Komma eingefügt; 

b) in Absatz 2 werden hinter dem Wort 
„Verwaltungen“ die Worte „oder der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung“ ein- 
gefügt. 

37. § 64 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden 
hinter dem Wort „Beamtengesetzes“ 
die Worte „oder den entsprechenden 
Vorschriften für die angegliederten Ge- 
biete“ eingefügt; 

b) in Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„29 Abs. 2 und 3“ durdi die Worte 
„29 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2, Abs. 2 
und 3“ ersetzt. An die Stelle der Worte 
„§§ HO und 156 Abs. 1“ treten die 
Worte „§§ HO, 156 Abs. 1 und 181 a“. 
An die Stelle des Punktes tritt ein Semi- 
kolon; dahinter wird folgender Halb- 
satz angefügt: „für die in Satz 1 Num- 
mer 2 bezeichneten Personen gilt § 53 
Abs. 1 Satz 3 entsprediend.“; 


c) in Absatz 1 wird folgender neuer 
Satz 2 cingefügt: „Bei versorgungs- 
bereditigten früheren Berufssoldaten 
der ehemaligen österreich-ungarischen 
Wehrmacht, die in der Tschechoslowa- 
keit nicht ihrem österreich-ungari- 
sdien Dienstgrad entsprediend versorgt 
worden sind, ist der Versorgung der 
österreich-ungarische Dienstgrad mit 
den sich aus diesem Gesetz ergebenden 
Maßgaben zugrunde zu legen.“; 
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d) in Absatz 1 erhält der bisherige Satz 3 
folgenden Wortlaut: 

„Für die bei Einführung des Deutschen 
Beamtengesetzes im Lande Österreich 
oder in den sudetendeutschen Gebieten 
bereits vorhandenen Versorgungs- 
berechtigten und die in Nummer 3 be- 
zeichneten Versorgungsberechtigten der 
autonomen Verwaltung des ehemaligen 
Protektorats Böhmen und Mähren gilt 
der — für die erstgenannten Personen 
nach dem Verhältnis von einem Schil- 
ling gleich sechsundsechzigzweidrittel 
Deutsche Pfennig, für die übrigen Per- 
sonen nadi dem Verhältnis von einer 
Krone gleich zwölf Deutsche Pfennig 
umgerechnete — volle Ruhegenuß als 
Höchsthundertsatz; zu den gewährten 
laufenden Zuwendungen, bei den Ver- 
sorgungsberechtigten des ehemaligen 
Protektorats Böhmen und Mähren 
auch zu den Ausgleichszulagen, kann 
zur Angleichung an die Versorgungs- 
bezüge eines vergleichbaren Angehöri- 
gen des deutschen öffentlichen Dienstes 
ein Zuschlag nach den von den Bun- 
desministern des Innern und der Finan- 
zen im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte zu erlas- 
senden Richtlinien gewährt werden.“; 

e) es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Bei Empfängern von Versor- 
gungsbezügen, die auf der Grundlage 
früherer Renten nach dem Kapitulan- 
tenversorgungsgesetz vom 27. Septem- 
ber 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1222) be- 
messen werden, gilt der in § 158 Abs. 4 
Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes be- 
zeichnete Betrag als Höchstgrenze im 
Sinne des § 158 Abs. 2 Nr. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes; fünfundsiebzig 
vom Hundert dieses Betrages gelten 
als Höchstgrenze im Sinne des § 160 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes und sechzig vom Hundert des 
Betrages als Höchstgrenze im Sinne des 
§ 160 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a des 
genannten Gesetzes. Zu den auf der 
Grundlage des in Satz 1 bezeichneten 
Gesetzes bemessenen Versorgungsbe- 
zügen können zur Anpassung an die in 
§ 181 a des Bundesbeamtengesetzes ge- 
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38. /m § 68 wird der Absatz 2 aufgehoben. 


39. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 tritt in Satz 2 an die Stelle 
des Wortes „fünfundsechzigsten“ das 
Wort jyZweiundsechzigsten^; 


b) in Absatz 3 wird hinter dem Komma 
nach den Worten „37 c“ der Satz- 
teil „37 d'‘ eingefügt; an die Stelle 
des Punktes tritt ein Semikolon und 
dahinter folgender Halbsatz: 

48 Abs. 2 gilt sinngemäß.“ Außer- 
dem wird folgender Satz 2 angefügt: 
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troffene Regelung nadi den von den 
Bundesministern des Innern und der 
Finanzen zu erlassenden Richtlinien Zu- 
schläge gewährt werden.*^ 

38. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „kann“ 
durch das Wort „soll“ ersetzt. Außer- 
dem wird folgender Satz angefügt: 
„Entsprechendes gilt für die Hinter- 
bliebenen.“; 

b) Absatz 2 wird gestrichen und folgender 
neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt auch, und zwar 
ohne die Voraussetzung des Erhalts von 
Bezügen nach landesrechtlichen Vor- 
schriften für Personen, auf die die 
§§ 53 oder 55 keine Anwendung fin- 
den, weil sie weder den dort bezeich- 
neten Stichtag erfüllen noch nach dem 
31. Dezember 1948 aus Kriegsgefangen- 
schaft entlassen worden sind und auch 
nicht am 8. Mai 1945 versorgungs- 
berechtigt waren (§ 53 Abs. 2, § 55 
Abs. 1 Satz 2), wenn sie bereits im 
ersten Weltkrieg (1. August 1914 bis 
31. Dezember 1918) Soldaten waren.“ 

39. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Halbsatz 2 
durch folgenden neuen Halbsatz er- 
setzt: „§ 52 a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 
gilt entsprechend“. Satz 2 erhält fol- 
genden Wortlaut; „Nach Eintritt der 
Dienstunfähigkeit oder Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres oder 
bei Entlassung aus der Teilnahme an 
der Unterbringung (§10 Abs. 2) nach 
Vollendung des achtundfünfzigsten Le- 
bensjahres kann ein Unterhaltsbeitrag 
in Höhe des Ruhegehaltes, das der Be- 
messung des Übergangsgehaltes zu- 
grunde gelegt ist, gewährt werden; § 24 
Abs. 1 und 2 Satz 2 findet entsprechend 
Anwendung.“ 

b) Absatz 3 erhält folgenden Wortlaut: 
„(3) Die §§ 37 a bis 37 d, § 38 Satz 2 
und der § 39 bleiben unberührt, § 48 
Abs. 2 gilt sinngemäß. Der Witwe und 
den Kindern eines Beamten auf Wider- 
ruf, dem Übergangsgehalt zustand (Ab- 
satz 1 Satz 1) oder nach Absatz 1 


41 



Entwurf 

„Der Witwe und den Kindern eines 
Beamten auf Widerruf, dem Über- 
gangsgehalt Zustand (Absatz 1 Satz 1) 
oder nach Absatz 1 Satz 2 oder Ab- 
satz 2 ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
war oder hätte bewilligt werden kön- 
nen, kann ein Unterhaltsbeitrag bis 
zur Höhe der Hinterbliebenenbezüge 
bewilligt werden/* 


40. In § 71 b Abs. 1 wird folgender Satz 3 
angefügt: 

„Entsprechendes gilt für Angestellte und 
Arbeiter, bei denen die in § 52 a Abs. 2 
Satz 1 bezelchneten Umstände bereits vor 
Inkrafttreten des Gesetzes eingetreten 
waren.** 


41. § 71 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 tritt an Stelle des 
Punktes ein Semikolon und dahinter 
folgender Halbsatz: 

„der Bund erstattet dem Dienstherrn 
fünfzig vom Hundert der von diesem 
gezahlten Unterhaltszuschüsse.“ In 
Satz 2 werden hinter den Worten 
„Satz 1** die Worte „Halbsatz 1** ein- 
gefügt; 

b) In Absatz 3 wird hinter den Worten 
„Die Absätze 1“ der Satzteil „(ausge- 
nommen Satz 1 Halbsatz 2)** einge- 
fügt; 

c) als Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Die Anträge auf Fortsetzung 
des Vorbereitungsdienstes können nur 
bis zum 31. Dezember 19’>6y jedoch 
von Personen, die erst nach dem 
30. Juni 1956 aus Kriegsgefangen- 
schaft oder aus einem Gewahrsam 
außerhalb des Bundesgebietes, dessen 
Gründe hier nicht anerkannt werden, 
zurückkehren, innerhalb eines Jahres 
nach Ablauf des Monats Ihrer Rück- 
kehr gestellt werden.** 
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Satz 2 oder Absatz 2 ein Unterhalts- 
beitrag bewilligt war oder hätte be- 
willigt werden können, kann ein 
Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe der 
Hinterbliebenenbezüge bewilligt wer- 
den.“ 


39 a. In § 71 a wird folgender Satz angefügt; 

^ „§ 52 b Abs. 2 Satz 5 und Abs. 3 gelten 

auch hier.** 

40. In § 71 b Abs. 1 wird folgender Satz an- 
^ gefügt: 

„Entsprechendes gilt für Angestellte und 
Ar^beiter, bei denen die in § 52 a Abs. 3 
Satz 1 bezelchneten Umstände bereits vor 
Inkrafttreten des Gesetzes eingetreten 
waren und noch vorliegen.** 

40 a. In § 71 c werden die Worte „Satz 5“ 
^ durch die Worte „Satz 6“ ersetzt. 

41. § 71 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 tritt an Stelle des 
Punktes ein Semikolon und dahinter 
folgender Halbsatz: „der Bund erstat- 
tet dem Dienstherrn fünfzig vom Hun- 
dert der von diesem gezahlten Unter- 
haltszuschüsse oder Diäten.** In Satz 2 
werden hinter den Worten „Satz 1“ die 
Worte „Halbsatz 1“ eingefügt; 

b) unverändert 


c) es wird folgender Absatz 4 angefügt; 

„(4) Die Anträge auf Fortsetzung des 
Vorbereitungsdienstes können nur bis 
zum 30. September 1958, jedoch von 
Personen, die erst nach dem 30. Sep- 
tember 1957 aus Kriegsgefangenschaft 
oder aus einem Gewahrsam außerhalb 
des Bundesgebietes, dessen Gründe hier 
nicht anerkannt werden, zurückkehren, 
innerhalb eines Jahres nach Ablauf des 
Monats ihrer Rückkehr gestellt wer- 
den.“ 
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42. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 tritt in Satz 1 an Stelle 
des Punktes ein Semikolon; der bis- 
herige zweite Satz wird zweiter Halb- 
satz in Satz L Als neue Sätze 2 und 3 
werden angefügt: 

„Ist oder wird nach dem 8. Mai 1945 
eine Anwartschaft auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung aus einem 
neuen Dienstverhältnis erworben, so 
entfällt die Nachversicherung, es sei 
denn, daß bereits vorher Leistungen 
der gesetzlichen Rentenversicherungen 
gewährt worden sind, die nicht nur 
auf der Nachversicherung beruhen; 
endet das Dienstverhältnis, ohne daß 
Anspruch auf Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung zusteht oder die 
nach Satz 1 für die Nachversicherung 
erheblichen Zeiten als ruhe geh alt fähig 
berücksichtigt werden, so gilt die 
Nachversicherung als nicht entfallen. 
Entfällt die Nachversicherung nach 
Satz 2 nicht, so werden Renten, Ruhe- 
geld oder Hinterbliebenenrenten der 
gesetzlichen Rentenversicherungen auf 
die für die gleichen Zeiträume zu- 
stehende V ersorgung aus dem neuen 
Dienstverhältnis angerechnet, soweit 
sie auf der Nachversicherung für Zei- 
ten beruhen, die als ruhe geh alt fähig 
berücksichtigt werdend 


b) in Absatz 5 vjird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Ist W eiterver Sicherung erfolgt und 
entfällt die N achver Sicherung gemäß 
Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1, so wer- 
den die freiwilligen Beiträge auf An- 
trag erstattet; der Antrag ist inner- 
halb eines Jahres nach Begründung 
des neuen Dienstverhältnisses zu 
stellen.^'; 
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42. § 72 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallende Personen, die nach der 
in diesem Gesetz getroffenen Regelung 
keinen Anspruch oder keine Anwart- 
schaft auf Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung haben, gelten für sämtliche 
Zeiten als nachversichert. In denen sie 
vor Ablauf des 8. Mai 1945 wegen ihrer 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
nach den Vorschriften der Reichs ver- 
sidierungsgesetze In den gesetzlichen 
Rentenversicherungen versicherungsfrei 
waren oder der Versicherungspflicht 
nicht unterlagen. Das gleiche gilt für 
ehemalige Berufssoldaten der früheren 
Wehrmacht, berufsmäßige Angehörige 
der früheren Waffen-SS oder berufs- 
mäßige Angehörige des früheren 
Reichsarbeitsdienstes. Die Sätze 1 und 2 
gelten auch für Volksdeutsche Ver- 
triebene und Umsiedler, die bei Gel- 
tung der Reichsversicherungsgesetze im 
Herkunftsland wegen der in Satz 1 
und 2 bezeichn eten Voraussetzungen 
versicherungsfrei gewesen wären oder 
der Versicherungspflicht nicht unter- 
legen hätten, es sei denn, daß sie nach 
den Vorschriften ihres Herkunftslandes 
versicherungspflichtig waren. Wenn 
rentenberechtigte Hinterbliebene vor- 
handen sind, gelten die Sätze 1 bis 3 
auch für den Fall des Todes.“; 

b) in Absatz 2 Satz 1 tritt an Stelle des 
Punktes ein Semikolon und dahinter 
folgender Halbsatz: „dies gilt auch für 
Zeiten, in denen der Versicherungs- 
zweig noch nicht bestanden hat.“; 

c) in Absatz 4 Satz 1 tritt an die Stelle der 
Jahreszahl „1954“ die Jahreszahl 
„1956“. Die Sätze 2 und 3 werden ge- 
strichen; 

d) Absatz 5 erhält folgenden Wortlaut: 

„(5) Die Weiterversicherung In den 
gesetzlichen Rentenversicherungen rich- 
tet sich nach den allgemeinen Vor- 
schriften; hierbei gelten die Zeiten der 
Nachversicherung als Zeiten, für die 
Beiträge für eine rentenversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung entrichtet 
sind.“; 
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c) in Absatz 6 wird folgender Satz 3 an- 
gefügt: 

yfWird ein Unterhaltsbeitrag auf Zeit 
bewilligt, so ruhen Renten, Ruhegeld 
oder Hinterbliebenenrenten der ge- 
gesetzlichen Rentenversicherungen, so- 
weit sie auf der N achver Sicherung be- 
ruhen.'" 
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c) in Absatz 6 wird Satz 2 gestrichen; 

f) in Absatz 7 werden die Worte „ab- 
weichend von der Regelung des § 1286 
der Reichsversicherungsordnung“ ge- 
strichen; 

g) es wird folgender Absatz 13 angefügt; 

„(13) Ein Antrag auf Versorgung 
nach diesem Gesetz, der wegen Nicht- 
bestehens eines Anspruches oder einer 
Anwartschaft auf sie rechtskräftig ab- 
gelehnt wird, gilt als Antrag auf Ge- 
währung von Rente oder auf Neufest- 
stellung einer Rente aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen.“ 

42 a. Hinter § 72 werden folgende §§ 72 a 
^ und 72 b eingefügt; 

4 72 a 

(1) Wird das Bestehen eines An- 
spruches oder einer Anwartschaft auf 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
nach diesem Gesetz erst festgestellt, 
nachdem zunächst irrtümlich eine Nach- 
versicherung angenommen worden ist, 
so entfallen die an deren Annahme ge- 
knüpften Rechtsfolgen, Bis zur Einstel- 
lung oder NeubereAnung der Rente ist 
diese in bisheriger Höhe weiterzuge- 
währen; eine Rüchforderung findet 
nicht statt. Gezahlte Renten werden auf 
die für die gleichen Zeiträume zustehen- 
den Versorgungsbezüge zu dem Vom- 
hundertsatz der Versorgungsbezüge an- 
gerechnet, der dem Verhältnis des Un- 
terschiedsbetrages zwischen der zuletzt 
gezahlten Rente und der für denselben 
Monat ohne Berücksichtigung der Nach- 
versicherung errechneten Rente zu dem 
für diesen Monat zustehenden Versor- 
gungsbezug entspricht. Die nach dem 
8. Mai 1945 entrichteten Beiträge zu 
einer freiwilligen Weiterversicherung 
werden auf Antrag erstattet oder zu- 
rückgezahlt; der Antrag isit bis zum 
30. September 1958 oder, wenn die in 
Satz 1 bezeichnete Feststellung erst nach 
dem 30. September 1957 getroffen wird, 
innerhalb eines Jahres nach Ablauf des 
Monats zu stellen, in dem die Feststel- 
lung getroffen worden ist. Ist dem Ver- 
sicherten aus diesen Beiträgen eine Re- 
gelleistung aus der Versicherung ge- 
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währt worden, so sind nur die später 
entrichteten Beiträge zu erstatten oder 
zurückzuzahlen, 

(2) Ist oder wird nach dem 8, Mai 
1945 ein Anspruch oder eine Anwart- 
schaft auf Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung erworben, so gilt Absatz 1 
entsprediend. Beruht der Erwerb auf 
einem neuen Dienstverhältnis und hat 
dieses geendet oder endet es, ohne daß 
aus ihm ein Ansprudi oder eine An- 
wartschaft auf Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung zusteht, bei deren Be- 
messung die für die Nachversicherung 
erheblichen Zeiten berücksichtigt wer- 
den, so findet § 72 Anwendung. 

S72b 

Erlischt eine Anwartschaft auf Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung nach 
diesem Gesetz durch disziplinargericht- 
liches Urteil, Entlassung oder auf Grund 
der in diesem Gesetz vorgesehenen ent- 
sprechenden Anwendung der §§ 48, 49 
und 51 Abs. 2 des Bundesbeamtenge- 
setzes, so findet § 72 Anwendung, Das 
gleiche gilt, wenn ein durch entspre- 
diende Wiederverwendung (§ 3 Nr. 1, 
§ 19) begründetes Dienstverhältnis 

endet, ohne daß aus ihm Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung zusteht, bei 
deren Bemessung die für die Nachver- 
sidierung erheblichen Zeiten berück- 
sichtigt werden.“ 

42 b. § 73 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Übt ein Beamter zur Wieder- 
verwendung eine nach sozialversichc- 
rungsrechtlichen Vorschriften versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung außer- 
halb des öffentlichen Dienstes nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes aus, so 
wird er auf seinen Antrag von der 
Versicherungspflicht befreit; das Ver- 
fahren richtet sich auch für Zeiten vor 
dem 1, März 1957 nach den von die- 
sem Zeitpunkt an für die einzelnen 
Versicherungszweige maßgebenden 
Vorschriften. Der Antrag gilt als am 
1. April 1951 oder zum Beginn der 
versidierungspflichtigen Beschäftigung 
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gestellt, wenn er bis zum 30. Septem- 
ber 1958 gestellt wird, sofern der 
Antragsteller diese Rückwirkung 
nicht ausschließt oder beschränkt. 
Wird die Rechtsstellung als Beamter 
zur Wiederverwendung erst nach dem 
30. September 1957 festgestellt, so 
kann der Antrag mit der in Satz 2 
bezeichneten Wirkung innerhalb eines 
Jahres nach Ablauf des Monats ge- 
stellt werden, in dem die Feststellung 
getroffen worden ist. Beiträge ein- 
schließlich freiwilliger Beiträge, die 
für Zeiträume seit dem Zeitpunkt 
entrichtet worden sind, von dem ab 
die Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht wirkt, können zurückgefor- 
dert werden; § 72 a Abs. 1 Satz 5 gilt 
entsprechend. Beiträge zur Kranken- 
versicherung werden nicht zurückge- 
zahlt.^*; 

b) in Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„Bei Eintritt der Voraussetzungen 
des § 35 Abs. 1 sind‘‘ ersetzt durch 
die Worte „Soweit der Beamte nicht 
nach Absatz 1 von der Versicherungs- 
pflicht befreit worden ist, sind bei 
Eintritt der Voraussetzungen des 
§ 24 a Abs. 2 oder des § 35 Abs. 1 
oder bei Gewährung eines lebens- 
länglidien Unterhaltsbeitrages in 
Höhe des Ruhegehaltes“; 

c) in Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 treten 
an die Stelle der Worte „aus der 
Rentenversicherung“ die Worte „aus 
den gesetzlichen Rentenversidierun- 
gen“; 

d) in Absatz 2 Satz 3 werden die 
Worte „nach Satz 1 aufrechterhalten“ 
ersetzt durch die Worte „nach Satz 1, 
längstens bis zum 31. Dezember 
1956, erhalten“; 

e) Absatz 4 erhält folgenden Wortlaut: 

„(4) Übt ein Beamter zur Wieder- 
verwendung nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes eine Tätigkeit im öffent- 
lichen Dienst als Angestellter oder 
Arbeiter aus und wird seine Rechts- 
stellung als Beamter zur Wiederver- 
wendung erst nachträglich festge- 
stellt, so findet auf die Rückforde- 
rung der Beiträge Absatz 1 entspre- 
chende Anwendung.“; 
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43. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 treten an die Stelle 
der Worte yj31. August 1954'‘ die 
Worte y,31. Dezember 1956'' ; 


f) es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten 
entsprediend für sonstige Personen, 
die Anwartschaft auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung nach die- 
sem Gesetz haben, und für Ruhe- 
standsbeamte. Sie gelten auch für 
frühere Beamte auf Widerruf, die 
nach diesem Gesetz keine Anwart- 
schaft oder keinen Anspruch auf 
Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung haben, falls sie eine solche An- 
wartschaft aus einem neuen Dienst- 
verhältnis erwerben; die Befreiung 
von der Versicherungspflicht und die 
Rückforderung der Beiträge können 
mit der sich aus Absatz 1 ergebenden 
Wirkung bis zum 30. September 
1958 oder, wenn das neue Dienstver- 
hältnis erst nadi dem 30. September 
1957 begründet wird, innerhalb eines 
Jahres nach Ablauf des Monats gel- 
tend gemacht werden, in dem es be- 
gründet worden ist.“ 

43. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die 
Worte „zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung“ durch die Worte „zu den 
gesetzlichen Rentenversicherungen“ 
ersetzt. An die Stelle des Kommas 
hinter den Worten „Beiträge erstat- 
tet“ tritt ein Punkt. Der danach fol- 
gende Teil des Absatzes 1 wird durch 
folgende Sätze ersetzt: 

„Ist dem Versicherten eine Regellei- 
stung aus der Versicherung gewährt 
worden, so sind nur die später ent- 
richteten Beiträge zu erstatten. Der 
Antrag ist bis zum 30. September 1958 
oder, wenn die Rechtsstellung als Be- 
amter zur Wiederverwendung erst 
nach dem 30. September 1957 festge- 
stellt wird, innerhalb eines Jahres 
nach Ablauf des Monats zu stellen, 
in dem die Feststellung getroffen wor- 
den ist. Ist der Beamte zur Wieder- 
verwendung verstorben, so kann der 
Antrag von den Erben gestellt wer- 
den.“; 


47 



Entwurf 

b) in Absatz 2 werden am Schluß fol- 
gende Worte eingefügt: 

y,und für Ruhestandsbeamte y bei 
denen der Versorgungsfall vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetre- 
ten ist"" 
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b) in Absatz 2 werden in dem bisher 
einzigen Satz vor dem Wort „sowie" 
die Worte „für Ruhestandsbe- 
amte“ eingefügt* Außerdem wird fol- 
gender Satz angefügt: „Das gleiche 
gilt für frühere Beamte auf Widerruf, 
die keine Anwartschaft oder keinen 
Anspruch auf Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung nach diesem Gesetz 
haben, wenn sie eine solche Anwart- 
schaft aus einem neuen Dienstverhält- 
nis erwerben; der Antrag ist bis zum 
30, September 1958 oder, wenn das 
Dienstverhältnis erst nach dem 30. Sep- 
tember 1957 begründet wird, inner- 
halb eines Jahres nach Ablauf des Mo- 
nats zu stellen, in dem es begründet 
worden ist." 

43 a. § 78 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden in Halb- 
satz 1 die Worte „im Zeitpunkt der 
Übernahme“ gestrichen. In Halb- 
satz 2 werden das Wort „fünfundsech- 
zigsten“ durch das Wort „achtund- 
fünfzigsten“ und das Wort „tritt“ 
durch das Wort „treten“ ersetzt; hin- 
ter dem Wort „Ruhegehalt“ werden 
die Worte „und im Falle des Todes 
des Beamten die nach diesem Gesetz 
zustehenden Hinterbliebenenbezüge“ 
eingefügt. Außerdem wird folgender 
Satz 3 angefügt: „§ 42 Abs. 1 findet 
in den Fällen der Sätze 1 und 2 keine 
Anwendung.“; 

b) in Absatz 2 wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: „Für die Verleihung 
der Rechtsstellung nach Satz 1 kommt 
es auf die Erreichung einer sonst im 
Bereich des Landes geltenden Alters- 
grenze für die Entpflichtung nicht 
an.“ Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 
und erhält folgenden Wortlaut: „Ab- 
satz 1 Satz 1 und 3 findet entspre- 
chende Anwendung mit der Maßgabe, 
daß nach Vollendung des achtundfünf- 
zigsten Lebensjahres der Zuschuß in 
Höhe der nach diesem Gesetz ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge gewährt 
wird.“ 


48 



Entwurf 

44. An die Stelle des § 79 tritt folgender 
neuer § 79: 

4 79 

Für Klagen aus diesem Gesetz gelten 
die §§ 172 und 173 und, soweit nach den 
§§ 60 und 62 dieses Gesetzes eine Bundes- 
behörde oder bundesunmittelbare Kör- 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts oberste Dienstbehörde 
ist, auch § 174 des Bundesbeamtengeset- 
zes. Die §§ 173 und 174 des Bundesbeam- 
tengesetzes gelten auch für Streitigkeiten 
aus den in diesem Gesetz geregelten Ar- 
beitsverhältnissen, einschließlich der sich 
aus § 4 ergebenden Regelung, über die 
die Arbeitsgerichte zu entscheiden haben 7^ 
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44. An die Stelle 'des § 79 tritt folgender 
^ neuer § 79: 

4 79 

(1) Für die Klagen aus diesem Gesetz 
gelten die §§ 126, 127 und 136 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes; außerdem 
gelten, wenn nach den §§ 60 und 62 
dieses Gesetzes eine Bundesbehörde oder 
bundesunmittelbare Körpersdiaft, An- 
stalt oder Stiftung des öffentlidhen 
Rechts oberste Dienstbehörde ist, der 
§ 171 Abs. 1, 2 und die §§ 174, 175 
des Bundesbeamtengesetzes sinngemäß, 
im übrigen das entsprechende Landes- 
recht. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Streitigkei- 
ten von Angestellten und Arbeitern ein- 
schließlich der sich aus § 4 ergeibenden 
und, soweit es sidi nicht um die Zuge- 
hörigkeit zu dem Personenkreis des Ar- 
tikels 131 des Grundgesetzes, das Be- 
stehen einer Versorgungsanwartschaft 
im Sinne des § 72 und die Dauer und 
Bruttoentgelte der Beschäftigung im öf- 
fentlichen Dienst vor dem 9. Mai 1945 
handelt, für Streitigkeiten aus den 
§§ 72 bis 74.“ 

45. In § 81 Abs. 4 tritt in Satz 1 an Stelle 
^ des Punktes ein Semikolon; dahinter 

wird folgender Halbsatz angefügt; „dies 
gilt nicht für Rechte nach § 72.“ 

46. Die Anlage A zu § 2 Abs. 1 wird wie 
^ folgt geändert und ergänzt: 

a) In Nummer 2 werden am Schluß ein 
Komma und folgende Worte ange- 
fügt: 

„Handelsgremien in der Tschechoslo- 
wakei“; 

b) in Nummer 4 werden am Schluß ein 
Komma und folgende Worte ange- 
fügt: 

„Gewerbegenossenschaften in der 
T schechoslowakei“; 

c) es wird folgende Nummer 20 a einge- 
fügt: 

„20 a. Böhmische Sparkasse in Prag, 
Erste Mährische Sparkasse in 
Brünn“; 
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d) in Nummer 56 werden am Sdiluß 
ein Komma und folgende Worte an- 
gefügt: 

„Deutsche Schulen in Ungarn (Schulen 
der Evangelisdien Kirdie AB und 
HB, der Katholisdien Kirdhe, der Er- 
sten Donau-Dampfschiffahrtsgesell- 
sdiaft und R ei disdeutsche Schule in 
Budapest)“; 

e) in Nummer 80 werden am Schluß ein 
Komma und folgende Worte ange- 
fügt: 

„Rigaer Börsenkomitee, Rigaer Bör- 
senbank“; 

f) hinter Nummer 90 werden folgende 
Nummern angefügt: 

„91. Kloster Unser Lieben Frauen in 
Magdeburg 

92. Pädagogium und Waisenhaus bei 
Züllidiau 

93. Kurländisches Provinzialmuseum 
in Mitau 

94. Deutsche Rentenbank-Kreditan- 
stalt 

95. Landeswirtsdhaftsbank in War- 
schau 

96. Staatliche Agrarbank in Reval 

97. Hygienisches Institut Anhalt in 
Dessau 

98. Eigenbetrieb der Reichsbetriebs- 
krankenkasse Wilhelmshaven 

99. Zentralbank der Deutschen Spar- 
* kassen in Prag 

100. Deutscher Volksbund in Pol- 
nisch-Oberschlesien 

101. Brünner Straßenbahn AG. 

102. Dresdner Straßenbahnen AG. 

103. Elbinger Straßenbahn GmbH. 

104. Gablonzer Verkehrsgesellschaft 
AG. 

105. Städtische Werke GmbH., Stolp/ 
Pommern 

106. Städtische Betriebswerke Glatz 
GmbH. 

107. Technische Werke GmbH., Grei- 
fenberg/Pommern 
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Artikel II 

(1) Soweit Personen nach dem 23. Mai 
1949 und vor dem 1. Januar 1953 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt aus 
dem Bundesgebiet oder Berlin (West) ver- 
legt haben und nach der bisherigen Fassung 
des § 4 oder Artikel III Abs. 1 des Ersten 
Änderungsgesetzes vom 19. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 980) Rechte geltend 
machen konnten, verbleibt es dabei. 

(2) Die neue Fassung des § 4 Abs. 3 (Ar- 
tikel I Nr. 1 Buchstabe d) gilt auch für Fälle 
der vor Inkrafttreten der Neufassung erfolg- 
ten F amilienzusammenführung mit der Maß- 
gabe, daß Zahlungen für Zeiträume ab In- 
krafttreten der Neufassung gewährt werden 
können. 

(3) § 9 Abs. 1 Satz 2, § 22 b und die neue 
Fassung des § 23 (Artikel I Nr. 5, 15, 16) 
findet nur auf die nach Verkündung dieses 
Gesetzes begangenen Handlungen Anwen- 
dung, 

(4) Ist der in § 20 Abs. 3 (Artikel I Nr. 12)^ 
bezeichnete Zeitraum von drei Jahren bei 
Verkündung dieses Gesetzes bereits vollen- 
det, so beginnt die Frist von sechs Monaten 
mit dem Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes zu laufen. 

(5) Ansprüche auf die in § 29 Abs. 2, 4, 
§ 36 Abs. 3 geregelte erhöhte Versorgung 
oder die entsprechende Hinterbliebenenver- 
sorgung (Artikel I Nr. 17, 20, 25) sind inner- 
halb einer Ausschlußfrist bis zum 31. Dezem- 
ber 1956 bei der zuständigen Versorgungs- 
dienststelle anzumelden; die Frist gilt auch 
dann als gewahrt, wenn die Anmeldung 
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108. Werke der Stadt Halle AG., 
Halle (Saale) 

109. Städtisdie Betriebswerke Allen- 
stein GmbH.“ 

47. In der Anlage B zu § 53 Abs. 3 wer- 
^ den in der Gegenüberstellung der Be- 
soldungsgruppen C 9 und C 10 die 
Worte „A 5 b“ durch die Worte „A 
4 f“ ersetzt. 

48. In der Anlage D zu § 65 werden In der 
^ letzten Zeile die Worte „A 5 b“ durdi 

die Worte „A 4 f“ ersetzt. 


Artikel II 

(1) Soweit Personen nach dem 23. Mai 1949 
und vor dem 1. Januar 1953 ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt aus dem 
Bundesgebiet oder Berlin (West) verlegt ha- 
ben und auf Grund der bisherigen Fassung 
des § 4 des Gesetzes oder des Artikels III 
Abs. 1 des Ersten Änderungsgesetzes vom 
19. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 980) 
Rechte geltend machen konnten, verbleibt es 
dabei; Artikel VII a bleibt unberührt. Rechte 
nach Kapitel I können auch auf Grund einer 
im Anschluß an die Ausweisung (§ 4 Abs. 1 
Nr. 2 in der Fassung des Gesetzes vom 11. Mai 
1951 — Bundesgesetzbl. I S. 307) nach dem 
31. Dezember 1952 erfolgten Begründung des 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthaltes Im 
Bundesgebiet oder Berlin (West) geltend ge- 
macht werden; bis zur Verkündung dieses 
Gesetzes rechtskräftig abgelehnte Anträge 
können bis zum 31. März 1958 erneuert wer- 
den und gelten als am Tage der erstmaligen 
Einreichung gestellt. 

(2) Auf Grund der Änderung des § 4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe c durch Artikel I Nr. 1 
Buchstabe c und d werden Zahlungen für 
Zeiträume vor dem 1. September 1953 nicht 
geleistet. 

(3) Eine nach der bisherigen Fassung des 
§ 4 Abs. 3 von der obersten Dienstbehörde 
oder durch rechtskräftiges Urteil anerkannte 
Familienzusammenführung gilt als solche 
nach § 4 b (Artikel I Nr. 1 a), 

(4) Soweit bereits vor Inkrafttreten des 
Artikels I Nr. 1 Buchstabe f Satz 2 entspre- 
chend verfahren worden Ist, behält es hierbei 
sein Bewenden. 
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rechtzeitig bei der für den Wohnort des Be- 
rechtigten zuständigen unteren Verwaltungs- 
behörde eingeht. Einer Anmeldung bedarf 
es nicht, wenn bereits V ersorgung gewährt 
wird oder beantragt ist. 

(6) Ist der Betrag der vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zustehenden Versorgungsbe- 
züge höher als die sich nach diesem Zeitpunkt 
ergebenden Versorgungsbezüge, so wird dem 
Versorgungsempfänger eine Ausgleichszulage 
in der Höhe gezahlt, daß der erstgenannte 
Betrag gewahrt bleibt; Entsprechendes gilt 
für die Versorgung seiner Hinterbliebenen. 
Eine nach dem Bundesversorgungsgesetz zu- 
stehende Rente wird, soweit eine solche bis- 
her nicht gezahlt wurde, auf die Ausgleichs- 
zulage angerechnet; das gleiche gilt hinsicht- 
lich eines nach ^ 139 des Bundesbeamtenge- 
setzes zustehenden Unfallausgleiches. 
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(5) Beamte und ihnen gleichstehende Per- 
sonen, die nach den bisherigen § 5 Abs. 1 
Nr. 2, § 6 Abs. 1 oder § 35 Abs. 2 als entlas- 
sen galten, gelten, wenn sie die Voraussetzun- 
gen des § 5 Abs. 1 Nr. 1, des § 6 Abs. 2 
oder § 35 Abs. 1 Satz 1 und 3 in der Fas- 
sung des Artikels I Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 3, 
19 Buchstabe a erfüllen, mit Ablauf des Tages 
der Entlassung als in den Ruhestand getreten. 
Für Zeiträume vor dem 1. September 1957 
erfolgen auf Grund dieser Änderung keine 
Zahlungen und gelten diese Personen für die 
Anwendung des § 9 nicht als Ruhestandsbe- 
amte. 

(6) Die bisherigen §§ 9 und 23 gelten für 
die vor Verkündung dieses Gesetzes began- 
genen Ffandlungen weiter. 

(7) Zuschüsse nach § 18 a (Artikel I Nr. 10) 
können für Zeiträume ab Inkrafttreten die- 
ser Vorschrift auch hinsichtlich solcher Plan- 
stellen gewährt werden, die auf Grund des 
§ 246 Abs. 2 des Beamtengesetzes für das 
Land Schleswig-Holstein vom 19. März 1956 
(Gesetz- und Verordnungsblatt S. 19) neuge- 
schaffen und besetzt worden sind. 

(8) Über die Bewilligung einer unwider- 
ruflichen und ruhegehaltfähigen Zulage nach 
§ 18 b Abs. 1 Satz 1 letzter Halbsatz 
entscheidet die oberste Bundesbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen, der die Zustimmung des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages her- 
beiführt. Die Zulage ist in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages der Dienstbezüge des von dem 
Beamten bekleideten Amtes zu den Dienstbe- 
zügen des Amtes zu gewähren, das zu seiner 
entsprechenden Wiederverwendung (§ 19) 
erforderlich wäre. 

(9) Nach dem bisherigen § 22 a Abs. 1, 2 
erfolgte Entlassungen gelten als solche nach 
§ 24 a (Artikel I Nr. 16 a). 

(10) Für die Anmeldung von Ansprüchen 
auf die in § 181 a des Bundesbeamtengesetzes 
geregelte Versorgung (§ 29 Abs. 1, § 36 
Abs. 2, § 39 Abs. 2, § 64 Abs. 1 des Geset- 
zes in der Fassung des Artikels I Nr. 17, 20, 
25 und 37 Buchstabe b tritt an die Stelle 
der nach § 181 a Abs. 5 des Bundesbeamten- 
gesetzes entsprechend geltenden Ausschluß- 
frist des § 150 des genannten Gesetzes eine 
Ausschlußfrist bis zum 30. September 1959. 
Einer Anmeldung bedarf es nicht, wenn be- 
reits Unfallfürsorge nach diesem Gesetz ge- 
währt wird oder beantragt ist. 
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(11) UnfallfürsorgeansprQche, die beim 
Inkrafttreten des Artikels I Nr. 17 Buch- 
stabe a Satz 2 (§ 29 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1), 
Nr. 18 (§ 34), Nr. 20 (§ 36 Abs. 2), Nr. 25 
(§ 39 Abs. 2) und Nr. 37 Buchstabe b (§ 64 
Abs. 1 Satz 1) bestanden, werden durch diese 
Vorschrift^ nicht berührt. 

(12) Auf Grund der Änderung des $ 37 b 

Abs. 2 (Artikel I Nr. 23) werden Bezüge nur 
für Zeiträume seit dem 1. September 1953 
gewährt. Sind Personen, denen auf Grund 
der bisherigen Fassung des § 37 b 

Abs. 2 Bezüge zustanden, in der Zeit zwi- 
schen dem 1. September 1953 und der Ver- 
kündung dieses Gesetzes wegen Dienstun- 
fähigkeit in den Ruhestand getreten oder 
nach dem bisherigen § 35 Abs. 1 Satz 4 des 
Gesetzes in den Ruhestand versetzt worden, 
so erhalten sie für den in § 37 b Abs. 2 Satz 2 
bezeichneten, längstens jedoch bis zum Ende 
des Monats, in dem sie das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollendet haben, bemessenen Zeit- 
raum den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
sich nach $ 37 b Abs. 2 Satz 3 ergebenden 
Ruhegehalt und den in § 37 b Abs. 2 Satz 1 
vorgesehenen Bezügen als Ausgleichsbetrag. 

(13) Bezüge nach § 37 d und § 48 Abs. 2 
(Artikel I Nr. 24, 28) werden nur für Zeit- 
räume seit dem 1. September 1953 gezahlt. 
Leistungen, die für gleiche Zeiträume auf 
Grund des § 56 des Gesetzes oder sonstiger 
gesetzlidier Vorschriften aus öffentlichen 
Mitteln gewährt worden sind, sind anzu- 
rechnen. 

(14) Auf Grund der Änderung des $ 42 
Abs. 1 (Artikel I Nr. 25 a Budistabe a) er- 
folgt an andere als unterbringungspflichtige 
Dienstherren (§ 11) kdne Erstattung vor der 
Verkündung dieses Gesetzes fällig geworde- 
ner Versorgungsleistungen. 

(15) Die Änderung des § 42 Abs. 1 und 2 
(Artikel I Nr. 25 Buchstabe a, c) gilt für clie 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung ab 1. Mai 1952, jund 
zwar auch für die vor diesem Zeitpunkt ein- 
getretenen Versorgungsfälle. 

(16) Soweit für Zeiträume vor der Verkün- 
dung dieses Gesetzes abweichend von Ar- 
tikel I Nr. 35 Buchstabe b höhere Bezüge 
gewährt worden sind, behält es dabei sein 
Bewenden. 
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siehe Artikel III, IV Abs. 2 


siehe Artikel V 


siehe Artikel IV Abs. 3 
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(17) Neben Bezügen nach % 52 b Abs. 2 
Satz 2 und § 54 b Satz 2 (Artikel I Nr. 29 a 
Buchstabe a, Nr. 30 c Satz 2) wird Entlas- 
sungsgeld nach § 71 b nicht gewährt. Ein be- 
reits gezahltes Entlassungsgeld ist auf diese 
Bezüge anzurechnen. 

(18) Soweit die Anwendung des § 72 we- 
gen Nichterfüllung der Meldepflicht (§ 81 
Abs. 4 Satz 1 in der bisherigen Fassung) 
rechtskräftig versagt worden ist, können die 
Anträge mit der Wirkung erneut gestellt 
werden, daß sie als am Tage der erstmaligen 
Einreichung gestellt und, wenn in der Zwi- 
schenzeit der Versicherungsfall eingetreten 
ist, als Anträge auf Gewährung einer Rente 
gelten. 

(19) Hat ein Versicherter bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 1956 von dem Redit der 
Weiterversicherung auf Grund des §72 Abs. 5 
in der bisherigen Fassung Gebrauch gemadit, 
so kann er die Versicherung von diesem Zeit- 
punkt ab nach Maßgabe des Artikels 2 
§ 4 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes, des Artikels 2 § 5 des An- 
gestell tenverskherungs - Neuregelungsgesetzes 
oder des Artikels 2 § 3 des Knappsdiaftsren- 
ten Versicherungs-Neuregelungsgesetzes fort- 
setzen. 

(20) Auf Grund der bisherigen Fassung des 
Gesetzes rechtskräftig abgelehnte Anträge 
auf Erstattung oder Rüdczahlung von Beiträ- 
gen können bis zum 30. September 1958 er- 
neut (§§ 72 a, 73 und 74) gestellt werden. 

(21) Bei den vor Verkündung dieses Ge- 
setzes nach der bisherigen Fassung des § 78 a 
Abs. 2 Satz 2 zugesicherten Zuschüssen gilt 
die Maßgabe des § 78 a Abs. 2 Satz 3 (Arti- 
kel I Nr. 43 a Buchstabe b Satz 2) nicht. 

(22) Für die durdi dieses Gesetz erstmalig 
In den Personenkreis des Gesetzes (§§ 1, 2, 
51, 62, 63 und 71 a) einbezogenen Personen 
gilt § 81 des Gesetzes mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des 31. Dezember 1953 der 
30. September 1958 tritt. 

(23) Artikel III Abs. 4 und 5 des Ersten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes zur Re- 
gelung der Reditsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Perso- 
nen vom 19. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 980) wird aufgehoben. 

(24) Die §§ 1, 2 Nr. 1 bis 3, 5 Abs. 3 Satz 2 
und § 4 der Dritten Verordnung zur Durdi- 
führung des Gesetzes in der Fassung der Be- 
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siehe Artikel VI 


siehe Artikel I Nr. 17 Buchstabe b 


kanntmachung vom 10. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 279) werden aufgehoben. In § 2 
Nr. 4 Satz 1 der genannten Verordnung 
werden hinter den Worten „Satz 2“ die 
Worte „und 3“ eingefügt. 

(25) Zahlungen an Angehörige der bisher 
in der Anlage A zu § 2 Abs. 1 unter den 
Nummern 4, 5, 12, 44 bis 46, 50 bis 55, 
74 bis 82, 84, 88 bis 90 bezeichneten Nicht- 
gebietskörperschaften sind vom 1. April — 
in Berlin vom 1, Oktober — 1951 an zu ge- 
währen, sofern der Antrag (§ 58 Abs, 2) 
innerhalb der Frist gestellt worden ist, die 
jeweils bei der Aufnahme der Nichtgebiets- 
körperschaft in die Anlage A für die Stellung 
von Anträgen mit rückwirkender Kraft galt. 
Die Einschränkung des Zahlungsbeginns in 
Artikel V Abs. 1 des in Absatz 23 bezeichne- 
ten Änderungsgesetzes tritt insoweit außer 
Kraft. 

(26) § 137 des Beamtenrechtsrahmengeset- 
zes findet entsprechend Anwendung, 

(27) § 83 des Gesetzes gilt entsprechend 
für Rechtsstreitigkeiten, die sich durch den 
Erlaß dieses Gesetzes erledigen. 


Artikel II a 

(1) Das Bundesbeamtengesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


1. § 180 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„169 und 172 bis 175“ durch die Worte 
„169, 172 bis 175 und 181 a“ ersetzt; 

b) in Absatz 1 Nummer 3 Satz 2 werden 
hinter den Worten „§ 112 Nr, 1 dieses 
Gesetzes“ die Worte „mit der Maßgabe, 
daß diese Zeit als Dienstzeit im Sinne 
des Besoldungs- und Versorgungsrechts 
gilt“ eingefügt; Halbsatz 2 wird gestri- 
dien; 

c) in Absatz 2 Nummer 2 werden die 
Worte „156 Abs. 1 und 181 Abs. 3“ 
durch die Worte „156 Abs. 1, 181 Abs. 3 
und 181 a“ ersetzt; 

d) in Absatz 2 Nummer 4 wird das Wort 
„Einschränkungen“ durch das Wort 
„Maßgaben“ ersetzt; 

e) in Absatz 4 werden die Worte „162 
Abs, 2 und 164 Abs. 1 Satz 2“ durch die 
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Worte „162 Abs. 2, 164 Abs. 1 Satz 2 

und 181 a“ ersetzt, 

2. Hinter § 181 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„§ 181a 

(1) Ist der Beamte wegen Dienstunfähig- 
keit infolge eines Unfalles (§ 135), den er 
während des ersten oder zweiten Weltkrie- 
ges in Ausübung militärisdien oder mili- 
tärähnlichen Dienstes (§<$ 2, 3 des Bundes- 
versorgungsgesetzes) oder in Ausübung 
oder infolge des Dienstes als Beamter er- 
litten hat, in den Ruhestand getreten, so 
wird Versorgung nach den allgemeinen 
Vorschriften des für ihn geltenden Rech- 
tes mit der Maßgabe gewährt, daß sidi 
der Hundertsatz des Ruhegehalts um 
fünfundzwanzig vom Hundert bis zum 
Höchstsatz von fünfundsiebzig vom Hun- 
dert erhöht; der Hundertsatz des Mindest- 
ruhegehalts beträgt fünfundsiebzig vom 
Hundert. Für die Anwendung des 5 110 
wird den Dienstjahren die Zeit hinzuge- 
rechnet, die der Beamte bis zur Erreichung 
der Altersgrenze (§ 41 Abs. 1) hätte zu- 
rücklegen können. 

(2) Steht Versorgung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz nicht zu, so wird dem 
durch einen Unfall nach Absatz 1 verletz- 
ten Beamten Heilverfahren und ein Aus- 
gleichsbetrag in sinngemäßer Anwendung 
cier §§ 137 bis 139 Abs. 1 bis 4 neben den 
Dienstbezügen oder dem Ruhegehalt ge- 
währt. 

(3) Ist der verletzte Beamte oder Ruhe- 
standsbeamte (Absatz 1) an den Folgen 
des Unfalles verstorben, so sind Hinter- 
bliebene auch die elternlosen Enkel und 
die Verwandten der aufs teigenden Linie, 
deren Unterhalt zur Zeit des Unfalles ganz 
oder überwiegend durch den Verstorbenen 
bestritten wurde. Die elternlosen Enkel 
stehen hierbei den ehelichen Kindern des 
Verstorbenen gleich. Den Verwandten der 
aufsteigenden Linie ist für die Dauer der 
Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag von 
zusammen dreißig vom Hundert des 
Ruhegehalts nach Absatz 1 zu gewähren, 
mindestens jedoch vierzig vom Hundert 
des in Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz 
genannten Betrages. § 145 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(4) Für einen durch einen Unfall nach 
Absatz 1 verletzten früheren Beamten gel- 
ten die §§ 142, 143, für seine Hinterblie- 
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benen die §§ 146, 147 sinngemäß mit den 
Maßgaben, daß an Stelle von „sechsund- 
sedizigzweidrittel vom Hundert*" „sechzig 
vom Hundert** tritt und Heilverfahren 
nur in Betracht kommt, wenn Versorgung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz nicht 
zusteht. 

(5) Für eine Versorgung nach den Ab- 
sätzen 1 bis 4 gelten die §§ 148 bis 151 
und 186 Abs. 3 sinngemäß. 

(6) Eine Schädigung im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes, die 
der Beamte vor dem 9. Mai 1945 erlitten 
hat, gilt als Beschädigung im Sinne des 
% 46 Abs. 1, S 106 Abs. 1 Nr. 2 und 
§ 109 Abs. 2 sowie entsprechender Vor- 
schriften des bisherigen Redits. Beamte 
mit Dienstbezügen, die infolge einer sol- 
chen, ohne grobes Verschulden erlittenen 
Schädigung dienstunfähig geworden sind 
und wegen der Dienstunfähigkeit nicht in 
den Ruhestand versetzt, sondern entlassen 
worden sind, gelten als mit dem Tage des 
Wirksamwerdens der Entlassung ip den 
Ruhestand versetzt.** 

(2) An die Stelle der in § 15Ö des Bundes- 
beamtengesetzes bezeichneten Ausschlußfrist 
tritt für die Anwendung des § 181 a des ge- 
nannten Gesetzes eine Ausschlußfrist bis zum 

30. September 1959; einer Anmeldung be- 
darf es nicht, wenn bereits Unfallfürsorge 
gewährt wird oder beantragt ist. 

(3) Zahlungen auf Grund des Absatzes 1 
werden nur auf Antrag gewährt, und zwar 
vom Ersten des Monats ab, in dem der An- 
trag gestellt worden ist; Anträge, die bis zum 

31. März 1958 gestellt werden, gelten als im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Artikels 
gestellt. 

(4) Unfallfürsorgeansprüche, die beim In- 
krafttreten dieses Artikels bestanden, werden 
durch die Vorschriften des Absatzes 1 nicht 
berührt. 


Artikel II b 

Hinter § 92 des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes wird folgende Vorschrift eingefügt: 

4 92 a 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
einem durch einen während des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in Ausübung militäri- 
schen oder militärähnlichen Dienstes einge- 
tretenen Unfall verletzten Beamten eine er- 
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höhte Versorgung nach den allgemeinen 
Vorschriften gewährt wird; eine entspre- 
chende Regelung kann in Abweichung von 
§ 80 auch für Dienstunfälle, die während des 
ersten oder zweiten Weltkrieges eingetreten 
sind, vorgesehen werden. Hierbei können ab- 
weichend von § 63 Heilverfahren und Aus- 
gleichsbetrag in sinngemäßer Anwendung der 
nach § 80 Abs, 1 Nr. 2 und 3 getroffenen 
Regelung vorgesehen werden, falls Versor- 
gung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
nicht zusteht, sowie Unterhaltsbeiträge an 
frühere Beamte für die Dauer einer durch 
den Unfall verursachten Erwerbsbeschrän- 
kung und an ihre Hinterbliebenen gewährt 
und der Kreis der versorgungsberechtigten 
Hinterbliebenen anderweitig geregelt wer- 
den. Der Höchsthundertsatz des Ruhegehalts 
(S 70 Abs. 1 Satz 1) darf nicht überschritten 
werden. Durch Gesetz kann außerdem be- 
stimmt werden, daß eine Schädigung im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Bundesversorgungs- 
gesetzes als Beschädigung im Sinne des § 27 
Abs. 1 und des § 28 Satz 2 gilt.“ 


Artikel II c 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 777) 
wird wie folgt geändert; 

1. In § 4 werden die Worte „zur Vollendung 
des fünfundsechzigsten Lebensjahres“ er- 
setzt durch die Worte „zum Erreichen der 
gesetzlichen Altersgrenze“. 

2. Hinter § 4 wird eingefügt: 

„§ 4 a 

Die §§ 1 und 4 gelten für Beamte zur 
Wiederverwendung und ihnen gleich- 
gestellte Personen im Sinne des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen entsprechend. Nach Be- 
endigung der Mitgliedschaft im Bundestag 
verbleiben sie im Ruhestand, wenn sie 
nicht innerhalb einer Frist von drei M<>- 
naten beantragen, in das Rechtsverhältnis 
eines Beamten zur Wiederverwendung zu- 
rückzutreten. In diesem Falle endet der 
Ruhestand mit Ablauf des Monats, in dem 
der Antrag gestellt wurde. Soweit die An- 
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rechnung von Unterbrechungszeiten auf das 
Besoldungsdienstalter nach Bundes- oder 
Landesredht davon abhängig ist, daß eine 
der in Satz 1 genannten Personen bis zu 
einem bestimmten Zeitpunkt wiederver- 
wendet wird, tritt die Annahme der Wahl 
zum Deutschen Bundestag an die Stelle der 
Wiederverwendung.“ 

3. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 4 a 
gelten sinngemäß für Angestellte des 
öffentlichen Dienstes. Bei Angestellten, die 
keinen vertraglichen Anspruch auf Ver- 
sorgung nach beamtenrechtlichen Grund- 
sätzen haben, tritt an die Stelle des Ruhe- 
gehalts für die Dauer der Mitgliedsdiaft 
im Bundestag die Hälfte der Vergütung, 
die ihnen bei Verbleiben im Dienst in 
ihrer Vergütungsgruppe zugestanden 
hätte.“ 

4. In § 5 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„nach der zuletzt bezogenen Vergütung“ 

gestrichen. 


Artikel II d 

Die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen werden ermächtigt, das Bundes- 
beamtengesetz vom 14. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 551) in der vom 1. September 
1957 an geltenden Fassung mit neuem 
Datum bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel III 

(1) Entstand oder entsteht auf Grund des 
Ersten Änderungsgesetzes vom 19. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 980) oder dieses 
Gesetzes ein Anspruch oder eine Anwartschaft 
auf Alters- und Hinterbliebenenversorgungy 
so entfällt damit die Nachversicherung nach 
72 Abs. 1 Satz 1. Ist vor der Verkündung 
dieses Gesetzes der Versicherungsfall bereits 
eingetreten, so bleibt der Anspruch auf 
Rente, Ruhegeld oder Hinterbliebenenrenten 
der gesetzlichen Rentenversicherungen für die 
vor der V erkündung liegenden Zeiträume un- 
berührt, für die zwar Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung zusteht, aber Zahlungen 
nicht geleistet werden. 


A r t i k e 1 III 
entfällt hier 
siehe Artikel II Abs. 18 bis 20 
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(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 ent- 
fällt die Nachversicherung (§ 72 Abs. 1 
Satz 1) nicht, wenn Weiterversicherung (§72 
Abs. 5 Satz 1) erfolgt ist und der Versiche- 
rungsfall vor der Begründung des Anspruchs 
oder der Anwartschaft auf Alters- und Hin- 
terbliebenenversorgung eingetreten ist. Ren- 
ten, Ruhegeld oder Hinterbliebenenrenten oder 
gesetzliche Rentenversicherungen sind auf die 
für den gleichen Zeitraum zustehende Ver- 
sorgung anzurechnen, soweit sie auf Nachver- 
sicherungszeiten beruhen, die als ruhegehalt- 
fähig angerechnet werden. 

(J) Freiwillige Beiträge, die zur Aufrecht- 
erhaltung der Anwartschaft aus einer nach 
Absatz 1 Satz 1 entfallenden Nachversiche- 
rung geleistet worden sind, werden auf An- 
trag erstattet, es sei denn, daß aus diesen Bei- 
trägen eine Leistung der gesetzlichen Renten- 
versicherungen bewilligt worden ist. Der An- 
trag muß bis zum 31. Dezember 1956 gestellt 
werden. Wird über das Bestehen des Anspru- 
ches oder der Anwartschaft auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung erst nach dem 
30. Juni 1956 entschieden, so kann der An- 
trag innerhalb von sechs Monaten nach Ab- 
lauf des Monats gestellt werden, in dem der 
Anspruch oder die Anwartschaft festgestellt 
worden ist. 

(4) Ist eine Nachversicherung gemäß § 72 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 vor Verkündung 
dieses Gesetzes entfallen, so kann der Antrag 
auf Erstattung freiwilliger Beiträge (§ 72 
Abs. 5 Satz 2 — Artikel I Nr. 42 Buch- 
stabe b — ) bis zum 31. Dezember 1956 ge- 
stellt werden; Absatz 3 Satz 3 gilt ent- 
sprechend. 


Artikel IV Artikel IV 

(1) Ist bis zur Verkündung dieses Gesetzes entfällt hier 

der Versorgungsfall nicht eingetreten so kön- ^ j ^ ^ ^0 

nen Anträge auf Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht (§73 Abs. 1 ) bis zum 31. Dezem- 
ber 1956 mit der Wirkung gestellt werden, 

daß sie als am 1. April 1951 gestellt gelten, 
sofern der Antragsteller diese Rückwirkung 
nicht ausschließt oder beschränkt. 

(2) Bis zur Verkündung dieses Gesetzes siehe Artikel II Abs. 20 

wegen Fristversäumnis rechtskräftig abge- 
lehnte Anträge auf Erstattung von Beiträgen 

(§74) können bis zum 31. Dezember 1956 er- 
neut gestellt werden. Wird über die Rechts- 
stellung als Beamter zur Wiederverwendung 
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oder das Bestehen des Anspruchs oder der 
Anwartschaft auf Versorgung (§ 74 Abs. 2) 
erst nach dem 30. Juni 1956 entschieden, so 
gilt Artikel III Abs. 3 Satz 3 entsprechend. 

(3) Artikel UI Abs. 5 des Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 
19. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 980) 
wird aufgehoben. 


Artikel V 

Für die durch dieses Gesetz erstmalig in den 
Personenkreis des Gesetzes (§§ 1, 2, 51, 62, 63 
und 71 a) einbezogenen Personen gilt § 81 des 
Gesetzes mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des 31. Dezember 1953 der 31. Dezember 1956 
tritt. 


Artikel VI 

§ 83 des Gesetzes gilt entsprechend für 
Rechtsstreitigkeiten, die sich durch den Erlaß 
dieses Gesetzes erledigen. 


Artikel VII 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


siehe Artikel II Abs. 23 


Artikel V 
entfällt hier 
siehe Artikel II Abs. 22 


Artikel VI 
entfällt hier 
siehe Artikel II Abs. 27 

Artikel VII 

'Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 •(Bundes'gesetztbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Verordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


Artikel Vlla 

(1) Die Artikel I bis II d sowie Artikel VH 
und Artikel VIII mit Ausnahme des Absat- 
zes 1 Nr. 11, soweit dort das Inkrafttreten 
dieses Artikels bestimmt ist, gelten nicht im 
Saarland. 

(2) Das Saarland wird ermächtigt, das Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse von 
früheren Beamten, Angestellten und Arbei- 
tern des öffentlichen Dienstes, von berufs- 
mäßigen Angehörigen der früheren Wehr- 
macht sowie deren Hinterbliebenen (Gesetz 
zur Regelung von Dienstverhältnissen) in 
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der Fassung vom 19. Juli 1955 (Amtsblatt 
des Saarlandes S* 1088) und des Gesetzes 
Nr. 513 vom 9. Juli 1956 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1051) dem Bundesgesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. September 1953 (Bundesgesetzbl, I 
S. 1287) und den Vorschriften dieses Geset- 
zes anzupassm. Die $§ 10 und 13 des Geset- 
zes über die Eingliederung des Saarlandes 
vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1011) bleiben unberührt. 

(3) Personen, die auf Grund des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes vom 
23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1011) die Voraussetzungen der §§ 1 und 2 
des in Absatz 2 bezeidineten Bundesgesetzes 
nicht mehr erfüllen, werden ab 1. Januar 
1957 bis zur Einführung des Bundesgesetzes 
im Saarland so behandelt, wie wenn sie wei- 
ter zum Personenkreis des Kapitels I des 
Bundesgesetzes gehörten. Die bis zum 
31. Dezember 1956 zuständige oberste 
Dienstbehörde bleibt zuständig; Entspre- 
chendes gilt hinsiditlidi der Zuständigkeit 
für Zahlungen. 

(4) Für unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallende Personen, die ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt in das Saarland 
verlegt haben oder verlegen und bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes auf Grund des 
saarländischen Gesetzes zur Regelung von 
Dienstverhältnissen weder einen Unterbrin- 
gungssdiein noch Versorgungsbezüge erhal- 
ten haben, gilt das in Absatz 2 bezeichnete 
Bundesgesetz weiter. Absatz 2 Satz 2 gilt 
auch hier. 

(5) Für unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallende und zum Personenkreis des saar- 
ländischen Gesetzes zur Regelung von 
Dienstverhältnissen gehörende Personen, 
die ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt in das übrige Bundesgebiet verlegt 
haben oder verlegen und bis zum Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes weder einen Unterbrin- 
gungsschein noch Versorgungsbezüge auf 
Grund des in Absatz 2 bezeichneten Bundes- 
gesetzes erhalten haben, gilt das saarländische 
Gesetz weiter. Absatz 3 Satz 2 gilt entspre- 
chend. 

(6) Personen, die nach Kapitel I des in Ab- 
satz 2 bezeichneten Bundesgesetzes an der 
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Artikel VIII 

(1) Es treten — in Berlin unter der Vor- 
aussetzung des Artikels VI l — in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 11, 26, 34, 
35, 36, 42 Buchstabe a, b und Nr. 43 am 
1. April — in Berlin am 1. Oktober — 
1951, 

2. Artikel I Nr. 23, 40 am 1. September 1953, 

3. Artikel I Nr. 1 Buchstabe b am 10. August 
1955, 

4. die übrigen Vorschriften am Tage nach der 
Verkündung dieses Gesetzes. 


Unterbringung teilnehmen, nehmen auch an 
der Unterbringung nach dem saarländisdien 
Gesetz zur Regelung von Dienstverhältnis- 
sen teil. Personen, die an der Unterbringung 
nach letztgenanntem Gesetz teilnehmen, neh- 
men audi an der Unterbringung nach dem 
Bundesgesetz teil, sofern sie bei dessen An- 
wendung im Saarland unter Kapitel I fallen 
würden. § 18 a des Bundesgesetzes gilt auch 
im Saarland; hierbei tritt für den unter das 
saarländische Gesetz fallenden Personenkreis 
das Saarland an die Stelle des Bundes. Hin- 
sichtlich der Anrechenbarkeit auf die Pflidit- 
anteile für die Unterbringung gilt Satz 1 ent- 
sprechend. 

(7) Die §§ 25, 77 a und 78 a des in Absatz 2 
bezeichneten Bundesgesetzes werden im Saar- 
land eingeführt; zu den in § 77 a bezeichne- 
ten Trägern der Versorgungslast gehört auch 
das Saarland. Außerdem tritt dort § 77 des 
Bundesgesetzes mit den sidi aus den Absät- 
zen 3 bis 6 ergebenden Maßgaben' in Kraft. 

Artikel VIII 

(1) Es treten — in Berlin unter der Vor- 
aussetzung des Artikels V — in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 02 Buchstabe b, c, Nr. 1 
Buchstabe c, d, Nr. 11, 23, 24, 25 a, 26, 
27, 28, 29 Buchstabe c, Nr. 31 b Buch- 
stabe a, Nr. 33 Buchstabe a, Nr. 34, 35 
Buchstabe a Satz 2, Nr. 36 Buchstabe a 
Satz 2, Nr. 37 Buchstabe a, Nr. 39 Buch- 
stabe b, Nr. 42 Buchstabe a, b, c, g, 
Nr. 42 a, 42 b Buchstabe a (§ 73 Abs. 1 
Satz 2 bis 5), c bis f, Nr. 43, 45, 46 Buch- 
stabe a, b, c, e, f (Nr. 91, 92, 94 bis 96, 
98) und Artikel II Abs. 1 Satz 2 am 

1. April — in Berlin am 1. Oktober — 
1951; 

2. Artikel I Nr. 35 Buchstabe b, Nr. 36 
Buchstabe b am 1. Mai 1952; 

3. Artikel I Nr. 37 Buchstabe e Satz 1, 
Nr. 40, 46 Buchstabe d und f (Nr. 93, 97, 
99 bis 105) am 1. September 1953; 

4. Artikel I Nr. 1 BuchstaJbeb am 10. August 
1955; 

5. Artikel I Nr. 02 Buchstabe a am 24. Mai 
1956; 

6. Artikel I Nr. 29 Buchstabe e, 42 Buch- 
stabe d bis f am 1. Januar 1957; 

7. Artikel I Nr. 42 b Buchstabe a (§ 73 
Abs. 1 Satz 1) am 1. März 1957; 
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(2) Zahlungen auf Grund der mit diesem 
Gesetz erfolgten Änderung oder Einfügung 
von Vorschriften werden nur auf Antrag ge- 
währt, und zwar vom Ersten des Monats ab, 
in dem der Antrag gestellt worden ist. An- 
träge, die innerhalb dreier Monate nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes gestellt werden, gel- 
ten als in dem Zeitpunkt gestellt, in dem die 
ändernde oder eingefügte Vorschrift in Kraft 
getreten ist. Eines Antrages bedarf es nicht, 
wenn der Berechtigte bereits nach den bisher 
geltenden Vorschriften des Gesetzes Zahlun- 
gen erhalten hat, es sei denn, daß es sich bei 
den Verbesserungen durch dieses Gesetz um 
Kannvorsdiriften handelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Perso- 
nen in der Fassung vom 1. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1287) in der nach diesem 
Gesetz, dem § 1 der Elften Durchführungs- 
verordnung vom 25. März 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 149) und der Siebzehnten 
Durchführungsverordnung vom 7. September 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 576) geltenden 
Fassung bekanntzumachen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

8. Artikel I Nr. 28 b hinsiditlich des § 52 
Abs. 1 Satz 2 am 1. Mai 1957; 

9. Artikel II c am 1. Juli 1953; 

10. Artikel I Nr. 1 Budistabe a, e, f, Nr. 1 a, 
2, 3, 4, 6 bis 9 b, 13, 17, 17 a, 18, 19 
Budistabe a, c, Nr. 20 (§ 36 Abs. 2), 
Nr. 21, 22 Buchstabe a Satz 3, Nr. 24 a, 
25, 28 a 28 b (ausgenommen § 52 Abs. 1 
Satz 2), Nr. 29 Buchstabe a, b, d, Nr. 
29 a, 30 Buchstabe a, b, c, e, Nr. 30 a 
Buchstabe a Satz 1, Budistabe b Satz 1, 
Nr. 30 b, 30 c, 31, 37 Budistabe b, c, d, e 
(§ 64 Abs. 3 Satz 2), Nr. 38, 39 Buch- 
stabe a Satz 1, Nr. 39 a, 43 a, 44, 47, 48 
sowie Artikel II Abs. 24, 26, Artikel II a 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, c, e, Nr. 2 und 
Abs. 2 bis 4 sowie Artikel II b am 1. Sep- 
tember 1957; 

11. Die übrigen Vorschriften der Artikel I, 
II, II a und die Artikel II d, VII und VII a 

am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes. 

(2) Zahlungen auf Grund der mit Artikel I 
und II erfolgten Änderung oder Einfügung 
von Vorschriften in das in Artikel I bezeich- 
nete Gesetz werden nur auf Antrag gewährt, 
und zwar vom Ersten des Monats ab, in dem 
der Antrag gestellt worden ist. Anträge, die 
bis zum 31. März 1958 gestellt werden, gel- 
ten als zu dem Zeitpunkt gestellt, von dem 
ab auf Grund der ändernden oder eingefüg- 
ten Vorschrift Zahlungen geleistet werden 
dürfen. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn 
der Berechtigte nach den bisher geltenden 
Vorschriften Zahlungen erhält, es sei denn, 
daß es sich bei den in diesem Gesetz vorge- 
sehenen verbesserten Leistungen um solche 
auf Grund von Kannvorschriften handelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen in der bisher geltenden Fassung und 
unter Berücksichtigung des § 1 der Elften 
Durchführungsverordnung vom 25. März 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 149), der Sieb- 
zehnten Durchführungsverordnung vom 
7. September 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 576) 
sowie der Zwanzigsten Durchführungsver- 
ordnung vom 23. Mai 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 447) und der Änderungen durdi 
dieses Gesetz bekanntzumachen. 
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